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1 Allgemeine Bemerkungen über die Ausschußarbeit 


1.1 Anzahl und Schwerpunkte der Eingaben 

Im Jahre 1983 gingen 12 568 Eingaben gegenüber 
13 593 im Vorjahr ein. Einen besonderen Schwer- 
punkt bildeten die Eingaben, die sich gegen die 
Sparmaßnahmen der verschiedenen Bundesregie- 
rungen zur Konsolidierung des Bundeshaushalts 
wandten. Ausgelöst wurden diese Eingaben insbe- 
sondere durch das 2. Haushaltsstruktur ge setz vom 
22. Dezember 1981 (BGBl. I S. 1523), durch das 
Haushaltsbegleitgesetz 1983 vom 20. Dezember 1982 
(BGBL I S. 1857) sowie durch das Haushaltsbegleit- 
gesetz 1984 vom 22. Dezember 1983 (BGBL I 
S. 1532). 

Die meisten Eingaben erreichten den Ausschuß 
zum Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung; es waren 2 719 oder 
21,6 V. H. aller Eingaben. Durch die Kürzungen im 
Arbeitsförderungsgesetz wurden die Anspruchsvor- 
aussetzungen für den Bezug von Arbeitslosengeld 
einschließlich Arbeitslosenhilfe verschärft und die 
Höhe dieser Bezüge herabgesetzt. Viele Eingaben 
betrafen Problenre der Arbeitsverwaltung, Arbeits- 
losigkeit und zu lange Bearbeitungszeiten bei den 
Arbeitsämtern (Ziffer 2.9.2.1). 

Durch die Neuregelung des Beitragsrechts in der 
gesetzlichen Krankenversicherung hatte sich für 
viele Rentner der Nettobetrag ihrer Rente verrin- 
gert; sie müssen nun, soweit sie Mitglied in der 
gesetzlichen Krankenversicherung sind, entspre- 
chend ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
Beiträge entrichten (Ziffer 2.9.1.7). 

Auf vorgedruckten Postkarten sprachen sich 500 
Petenten dafür aus, die Kindererziehungsjahre in 
der Rentenversicherung zu berücksichtigen (Ziffer 
2.9.1.2). 

Zum Geschäftsbereich des Bundesministers des In- 
nern gingen 888 Eingaben ein (7,8 v. H.). Sie richte- 
ten sich überwiegend gegen Maßnahmen, die den 
öffentlichen Dienst betreffen. So beschwerten sich 
zahlreiche Petenten über die erweiterte Rentenan- 
rechnung nach dem 2. Haushaltsstrukturgesetz 
(Ziffer 2.4.1). Eine große Anzahl von Sammel- und 
Einzelpetitionen richtete sich gegen die im Haus- 
haltsbegleitgesetz 1984 beschlossene Absenkung 
der Eingangsbesoldung für den gehobenen und den 
höheren Dienst (Ziffer 2.4.8). 

Zahlenmäßig folgten Petitionen zum Umweltschutz. 
Hier wurden Maßnahmen gegen die weitere Luft- 
verschmutzung, vor allem im Hinblick auf das 
Waldsterben gefordert (Ziffer 2.3.2). 

Weitere Schwerpunkte lagen im Bereich des Bun- 
desministers der Finanzen auf dem Gebiet des 
Steuerrechts mit 961 Eingaben (7,6 v. H.). Sie richte- 
ten sich hauptsächlich gegen die Besteuerung von 
Renten und Ruhegehältern (Ziffer 2.6.1.1 und 2.6. 1.2) 


sowie gegen die Kürzung s- und Anrechnungsvor- 
schriften bei Renten der Versorgungsanstalt des 
Bundes und der Länder (Ziffer 2.6.4). 

Im Bereich des Auswärtigen Amtes und des Bun- 
de sministers für innerdeutsche Beziehungen gin- 
gen 632 (3,8 V. H. bzw. 1,2 v. H.) Eingaben ein. Davon 
betrafen 240 Bitten um Hilfe bei der Familienzu- 
sammenführung aus den Ländern Ost-Europas 
(170) und aus der DDR (70). 

In der zweiten Hälfte des Jahres erreichten den 
Ausschuß zunehmend Eingaben, vor allem Sammel- 
und Massenpetitionen*) (ca. 45 000) (Ziffer 2.3.5), die 
sich gegen die Ausführung des NATO-Doppelbe- 
schlusses richteten. Ebenfalls in Sammel- und Mas- 
senpetitionen wandten sich Bürger gegen die Ein- 
fuhr von Meeresschildkröten (ca. 23 800 Eingaben) 
und gegen die Zwangsfütterung von Gänsen (ca. 
18 600 Eingaben) (Ziffer 2.8,1 und 2.8.2). 

Die Entwicklung der Anzahl der Petitionen inner- 
halb der einzelnen Bereiche ist in Anlage 1 (S. 35) 
dargestellt. 


1.2 Grundsätze 

Gemäß § 110 Abs. 1 der Geschäftsordnung des Deut- 
schen Bundestages (GO BT) hat der Ausschuß 
Grundsätze über die Behandlung von Bitten und 
Beschwerden aufzustellen und diese Grundsätze 
zum Ausgangspunkt seiner Entscheidung im Ein- 
zelfall zu machen. 

Zu Beginn der 10. Wahlperiode sind die Grundsätze 
überarbeitet worden. Dabei ließ sich der Ausschuß 
von dem Bestreben nach größerer Transparenz und 
Präzision leiten. Der Ausschuß hat diese Verfah- 
rensgrundsätze in seiner Sitzung am 15. Juni 1983 
beschlossen. 

Dabei wurde auch klargestellt, daß Petitionen, die 
über Bildschirmtext eingereicht werden, nicht der 
Schriftform des Artikels 17 GG entsprechen und da- 
her nicht behandelt werden können. Das Erforder- 
nis der Schriftform bei Petitionen soll u. a die Kon- 
trolle der Echtheit der Eingaben ermöglichen und 
dadurch einem Mißbrauch des Petitionsrechts Vor- 
beugen. Dies wäre bei Übermittlung über Bild- 
schirmtext nicht gewährleistet (vgl. Tätigkeitsbe- 
richt 1982 Drucksache 9/2389, Abschn. 1.5, S. 6; Nr. 5 
der Grundsätze). 


*) Sammelpetitionen sind von einer größeren Anzahl von 
Bürgern Unterzeichnete Einzelpetitionen. Massenpeti- 
tionen sind Einzelpetitionen in größerer Zahl zu dem- 
selben Anliegen. 
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Der Ausschuß hat in den Grundsätzen zur Vereinfa- 
chung und Beschleunigung des Petitionsverfahrens 
folgende Regelung eingeführt: 

— Wenn bei einer Petition nach Vorliegen einer 
Stellungnahme des zuständigen Ressorts offen- 
sichtlich ist, daß die Petition erfolglos bleiben 
wird, übersendet das Büro diese Stellungnahme 
dem Petenten mit der Bitte um Äußerung, ob er 
die Eingabe als erledigt ansieht. Äußert sich die- 
ser nicht innerhalb von sechs Wochen, so hat das 
Büro die Petition in ein Verzeichnis aufzuneh- 
men, das dem Ausschuß zur Bestätigung vorzu- 
legen ist (Nr. 7.10 und 8.4.1 der Grundsätze). 

— Bei Sammel- und Massenpetitionen wird nur 
derjenige über die Art der Erledigung infor- 
miert, der als Absender oder Initiator der Einga- 
ben (Kontaktadresse) erkennbar ist. Sind solche 
Petitionen durch Veröffentlichungen in den Me- 
dien initiiert worden, so wird diesen Medien die 
Art der Erledigung mit der Bitte um Veröffentli- 
chung mitgeteilt (Nr. 9.2 der Grundsätze). 

— Zur Beschleunigung des Verfahrens während 
der Parlamentsferien wird der Einsender bereits 
dann unterrichtet, wenn die Berichterstatter ei- 
nen übereinstimmenden Antrag zur Erledigung 
gestellt haben, der sich mit dem Vorschlag des 
Ausschußbüros deckt. Der Petent erhält dann ei- 
nen sog. „Ferienbescheid“. Da der Bundestag die 
Sammelübersichten des Petitionsausschusses in 
aller Regel unverändert annimmt, erschien die- 
ses Verfahren vertretbar und geboten, um Pe- 
tenten nicht zu lange auf den Endbescheid war- 
ten zu lassen. (Nr. 9.3 der Grundsätze). 

Gleichzeitig mit der Annahme der Grundsätze be- 
schloß der Ausschuß am 15. Juni 1983, zu ungeklär- 
ten Rechtsfragen ein Gutachten eines Hochschul- 
lehrers für Staatsrecht einzuholen. Die Fragen be- 
treffen einmal die Zuständigkeit des Bundestages 
bei Petitionen gegen Maßnahmen von Annexver- 
waltungen anderer Verfassungsorgane des Bundes, 
zum anderen die Zuständigkeit des Petitionsaus- 
schusses im Verhältnis zu der parlamentarischen 
Kontrollkommission und der Kommission gern. § 9 
Abs. 1 des Gesetzes zu Artikel 10 GG (G-10 Gesetz). 

Die Vorsitzende des Ausschusses hatte dazu in der 
Plenardebatte vom 24. Juni 1983 (Plenarprotokoll 
10/17, S. 1125) erklärt, es falle schwer anzunehmen, 
daß es für das exekutive Handeln solcher Behörden 
keine zuständige Volksvertretung geben sollte, die 
Petitionen entgegennehmen könne. 

Ähnliche Probleme ergeben sich bei Bundesbehör- 
den, wenn gesetzliche Vorschriften deren Unabhän- 
gigkeit bei bestimmten Maßnahmen vorsehen, z. B. 
bei der Bundesbank oder beim Bundesamt für die 
Anerkennung ausländischer Flüchtlinge. 

Das Gutachten wurde von Prof. Dr. Graf Vitzthum 
von der Universität Tübingen erstellt. Er hat seine 
Auffassung in folgenden Leitsätzen zusammenge- 
faßt: 

,1. Der Deutsche Bundestag ist berechtigt und ver- 
pflichtet, alle ihn als Volksvertretung des Bun- 


des ansprechenden Petitionen zu behandeln, 
d. h. entgegenzunehmen, sachlich zu prüfen 
und zu verbescheiden. Diese Allzuständigkeit 
erfaßt zwar weder den Bereich der Zuständig- 
keit der Länder noch den der Unabhängigkeit 
der Gerichte; sie deckt aber im übrigen den 
gesamten Bereich staatlicher Tätigkeit ab. 

2. Die Allzuständigkeit des Deutschen Bundesta- 
ges im Petitionsbereich ist nur formell. Sie be- 
rechtigt den Bundestag nicht zur Abhilfe in der 
Sache. Das Recht und die Pflicht zur Behand- 
lung von Petitionen geben dem Parlament 
keine materielle Zuständigkeit über die hinaus, 
die es ohnehin schon hat. Als verfassungsrecht- 
liches Korrektiv seines umfassenden Petitions- 
behandlungsrechts fehlt dem Parlament die 
Befugnis, auf dieses Recht gestützt verbindli- 
che Rechtsfolgen zu setzen. 

3. Berechtigung und Verpflichtung des Deutschen 
Bundestages zur Petitionsbehandlung folgen 
aus Artikel 17 GG, der „jedermann“ den Weg zu 
den „zuständigen Stellen“ und zur „Volksver- 
tretung“ eröffnet. Das parlamentarische Peti- 
tionsbehandlungsrecht ist insofern grund- 
rechtsgestützt. Artikel 17 GG gewährleistet pri- 
mär ein Individualrecht, mögen aus seiner 
Wahrnehmung auch Information, Kontrollanre- 
gung und sonstige Handlungsanstöße für das 
Parlament fließen. Die Petitionsbehandlung ist 
eben nur „Hilfe parlamentarischer Kontrolle“ 
(K. Hesse), nicht parlamentarische Kontrolle 
selbst. 

4. Das parlamentarische Petitionsinformations- 
und das Petitionsüberweisungsrecht gründen 
ebenfalls in Artikel 17 GG. Das Recht, Petitio- 
nen „zur Erwägung“ oder „zur Berücksichti- 
gung“ zu überweisen, überschneidet sich zwar 
mit dem parlamentarischen Kontrollrecht; Pe- 
titionsbehandlungs- und Kontrollrecht besitzen 
aber weder die gleiche Grundlage noch die glei- 
che Reichweite. Das parlamentarische Peti- 
tionsbehandlungsrecht ist deshalb auch nicht 
an die Grenzen des parlamentarischen Kon- 
trollrechts gebunden. Das Gegenteil zu vertre- 
ten hieße, der Volksvertretung in der parlamen- 
tarischen Demokratie des Grundgesetzes weni- 
ger Rechte zur Behandlung von Petitionen ein- 
zuräumen, als sie bereits der Reichstag unter 
der Reichsverfassung von 1871 besaß. 

5. Artikel 45 c GG und dem Gesetz nach Artikel 
45 c GG läßt sich für Grundlagen und Grenzen 
des parlamentarischen Petitionsbehandlungs- 
rechts nichts entnehmen. Nur dort, wo die Zu- 
ständigkeit bereits aus Artikel 17 GG hergelei- 
tet werden kann (womit sie zugleich begrenzt 
ist), verfügt der Petitionsausschuß nun über 
das Zuständigkeitsmonopol für die Petitionsbe- 
handlung, ohne Unterscheidung nach Bitten 
und Beschwerden. Außerdem besitzt der Peti- 
tionsausschuß zur Durchsetzung dieser Zustän- 
digkeit jetzt Befugnisse, die dem Plenum selbst 
fehlen. Indes sind die speziellen Zugriffsbefug- 
nisse auf die Reichweite der regierungseigenen 
Aufsicht beschränkt, und sie erfassen zudem 
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weder Beliehene noch juristische Personen des 
Privatrechts. Diese Lücken lassen sich auch 
nicht über den Amtshilfeanspruch gemäß §7 
Gesetz nach Artikel 45 c GG schließen. 

6. Bei Petitionen gegen Behörden, die der Auf- 
sicht der Bundesregierung unterliegen, sind 
das Petitionsinformations- und das Petitions- 
überweisungsrecht gegenüber der Bundesre- 
gierung (als Spitze der Verwaltungshierarchie) 
geltend zu machen. Daneben können gemäß 
§§ 1, 2 Gesetz nach Artikel 45 c GG Informatio- 
nen auch von den betroffenen Behörden direkt 
eingeholt werden. 

7. Bei Petitionen gegen Behörden, die der Auf- 
sicht der Bundesregierung nicht unterliegen, 
können das Petitionsinformations- und das Pe- 
titionsüberweisungsrecht (nur) gegenüber den 
betroffenen Behörden selbst geltend gemacht 
werden. Die besonderen Befugnisse aus dem 
Gesetz nach Artikel 45 c GG hat der Petitions- 
ausschuß ihnen gegenüber nicht. 

8. Bei Petitionen gegen Verfassungsorgane kön- 
nen das Petitionsinformations- und das Peti- 
tionsüberweisungsrecht nur ihnen selbst ge- 
genüber und auch nur insoweit geltend ge- 
macht werden, als die parlamentarische Peti- 
tionsbehandlung nicht bereits an Artikel 38 
Abs. 1 Satz 2 GG (Bundestag), dem Bundes- 
staatsprinzip (Bundesrat) oder der richterli- 
chen Unabhängigkeit (Bundesverfassungsge- 
richt) scheitert. Zudem ist Verfassungsorganen 
gegenüber jedenfalls die Überweisung „zur Er- 
wägung“ oder „zur Berücksichtigung“ nicht zu- 
lässig. Im übrigen ist die Regierung Ansprech- 
partner des Petitionsausschusses hinsichtlich 
Petitionen gegen Maßnahmen des Bundesprä- 
sidenten, die als „Anordnungen und Verfügun- 
gen“ zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung 
bedürfen; das Petitionsinformations- und das 
Petitionsüberweisungsrecht sind hier also ge- 
genüber der Regierung geltend zu machen, 
trägt sie doch für diese präsidentiellen Maß- 
nahmen die parlamentarische Verantwortung. 

9. Bei Petitionen gegen Behörden, die Verwal- 
gungsaufgaben von Verfassungsorganen wahr- 
nehmen (Verwaltung des Bundestages, Sekre- 
tariat des Bundesrates, Bundespräsidialamt, 
Verwaltung des Bundesverfassungsgerichts; 
sogenannte Annexverwaltung), sind das Peti- 
tionsinformations- und Petitionsüberweisungs- 
recht gegenüber diesen Behörden selbst gel- 
tend zu machen. Die besonderen Befugnisse 
aus dem Gesetz nach Artikel 45 c GG hat der 
Petitionsausschuß ihnen gegenüber nicht. 

10. Der Petitionsausschuß ist berechtigt und ver- 
pflichtet, alle Beschwerden zu behandeln, die 
ihrem Inhalt nach auch in die Zuständigkeit 
der Parlamentarischen Kontrollkommission, 
der Einrichtungen gemäß Gesetz nach Artikel 
10 GG und des Wehrbeauftragten fallen. Die 
Rechte der Bundesregierung gemäß § 3 Gesetz 
nach Artikel 45 c GG bleiben unberührt* 


Über die Konsequenzen, die aus dem o. a. Gutach- 
ten zu ziehen sind, werden der Ausschuß und die 
sonst zuständigen Gremien des Deutschen Bundes- 
tages zu beraten und zu entscheiden haben. 


1.3 Statistik 

Die Änderungen der Grundsätze bedingten auch' 
eine Umstellung der Statistik. Bisher bildeten die 
Fälle der Erledigung durch Rat, Auskunft, Verwei- 
sung, Materialübersendung usw. den Hauptteil bei 
der Erledigung der Petitionen. Dies war darauf zu- 
rückzuführen, daß auch Fälle in dieser Rubrik er- 
faßt wurden, in denen das Ausschußbüro bereits 
Petenten auf die Aussichtslosigkeit ihrer Eingabe 
hingewiesen hatte. 

Nunmehr werden diese Fälle in der Rubrik „Dem 
Anliegen wurde nicht entsprochen** erfaßt. Damit 
wird eine präzisere statistische Aussage möglich. 


1.4 Sitzungen und Berichte des 
Petitionsausschusses 

Der Bericht des Ausschusses über seine Tätigkeit 
im Jahre 1982 (Drucksache 9/2389) erschien am 
17. Januar 1983, konnte aber wegen des vorzeitigen 
Endes der 9. Wahlperiode erst in der 10. Wahlperio- 
de, und zwar am 24. Juni 1983, im Bundestag bera- 
ten werden (Plenarprotokoll 10/17, S. 1123). 

Der Ausschuß legte im Jahre 1983 dem Bundestag 
18 Sammelübersichten mit den Beschlußempfeh- 
lungen zur Erledigung der Petitionen vor (Druck- 
sachen 10/87, 10/88, 10/91, 10/124, 10/160, 10/195, 
10/363, 10/364, 10/385, 10/428, 10/429, 10/484, 10/528, 
10/542, 10/588, 10/592, 10/667, 10/703). 

Dreimal im Berichtsjahr haben Fraktionen von der 
Möglichkeit des § 112 Abs. 2 GO BT Gebrauch ge- 
macht und in den Beratungen der Sammelübersich- 
ten im Plenum einen Änderungsantrag gestellt und 
eine Aussprache beantragt (vgl. Drucksache 10/204; 
Drucksache 10/533 und Drucksache 10/681). 


1.5 Überweisung an die Bundesregierung zur 
Berücksichtigung oder zur Erwägung 

Im Jahre 1982 hatte der Bundestag 21 Petitionen 
zur Berücksichtigung und 29 zur Erwägung über- 
wiesen. Inzwischen sind 11 Berücksichtigungsfälle 
und 13 Erwägungsfälle positiv erledigt. 

Im Berichtsjahr 1983 hat der Bundestag je 22 Peti- 
tionen zur Berücksichtigung und zur Erwägung 
überwiesen. Von den Berücksichtigungsfällen wur- 
den bisher 9, von den Erwägungsfällen 2 positiv 
erledigt. 

In vier Berücksichtigungsfällen ist die Bundesre- 
gierung dem Votum des Ausschusses nicht gefolgt. 
Dabei ging es um den Wunsch von iranischen 
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Staatsbürgern, die nach mehrjährigem Aufenthalt 
in Deutschland die deutsche Staatsangehörigkeit 
erwerben wollten. Hier waren die sich aus dem 
deutsch-iranischen Niederlassungsabkommen vom 
17. Februar 1929 ergebenden Schwierigkeiten nicht 
zu überwinden. 


1.6 Ausübung der Befugnisse 

Gemäß § 1 des Gesetzes über die Befugnisse des 
Petitionsausschusses des Deutschen Bundestages 
vom 19. Juni 1975 hat der Ausschuß in, zahlreichen 
Fällen Regierungsvertreter geladen. Je einmal for- 
derte er Akten an und führte eine Ortsbesichtigung 
durch. 

Eine häufigere Inanspruchnahme seiner Befug- 
nisse erwies sich als nicht notwendig, da die Bun- 
desregierung, sicherlich im Wissen um diese Befug- 
nisse, in aller Regel die erforderlichen Auskünfte 
erteilte. Auch setzt die zeitliche Belastung der Ab- 
geordneten sowie der Mitarbeiter des Büros der 
Inanspruchnahme von Befugnissen, insbesondere 
Ortsbesichtigungen, natürliche Grenzen. 


1.7 Überweisung an das Europäische Parlament 

Viermal hat der Petitionsausschuß im Jahre 1983 
eine Petition zusätzlich an das Europäische Parla- 
ment überwiesen. Über drei dieser Eingaben wird 
unter Ziffer 2.8.1, 2.8.3, 2.9.1.3 berichtet 


1.8. Petitionsrecht der Kommunen 

Im Jahre 1983 häuften sich Eingaben von Gemein- 
den, aber auch einzelner Landkreise. Zum großen 
Teil wurden sie ausgelöst durch die „Nachrüstungs- 
diskussion“. Einzelne Gemeinden verlangten vom 
Bundesgesetzgeber, daß ihr Gebiet zur atomwaffen- 
freien Zone erklärt werde, oder sie begehrten, daß 
in ihrem Gemeindegebiet keine Mittelstreckenra- 
keten aufgestellt werden dürften. Andere Gemein- 
den regten z. B. an, die im Stromgebiet des Rheins 
liegenden Länder sollten internationale Verträge 
abschließen, um Maßnahmen zur Verhinderung des 
Hochwassers zu treffen, oder sie beantragten eine 
Wirtschaftsförderung in ihrem Gebiet. 

Das Bundesverfassungsgericht hat, zuletzt in sei- 
nem Beschluß vom 8. Juli 1982 (Neue Juristische 
Wochenschrift 1982, S. 2173), grundsätzlich verneint, 
daß juristische Personen des öffentlichen Rechts 
Inhaber materieller Grundrechte sein können. Dies 
entspricht auch der überwiegend im Schrifttum ver- 
tretenen Auffassung. Unter diesen Umständen sieht 
der Petitionsausschuß keine Möglichkeit, in Zu- 
kunft solche Petitionen zu behandeln. Die Kommu- 
nen haben die Möglichkeit, sich an die übergeord- 
neten Stellen des Landes zu wenden, die letztlich zu 
Initiativen einer Landesregierung im Bundesrat 
führen können. Außerdem können die Kommunen 
ihre Probleme an die Kommunalen Spitzenver- 


bände herantragen, die sie zu gegebener Zeit in den 
Ausschüssen des Bundestages zur Geltung bringen 
können (s. § 66 Abs. 2, § 69 Abs. 5 GO BT). 

Schließlich können Gemeinden, die sich in ihrem 
Recht der Selbstverwaltung gern. Artikel 28 GG ver- 
letzt fühlen, dies durch eine Verfassungsbe- 
schwerde nach §91 Gesetz über das Bundesverfas- 
sungsgericht geltend machen. 


1.9 Amtsdeutsch 

Die oft schwer verständliche Fachsprache ist für 
den Bürger immer wieder ein Problem, So hatte der 
Petitionsausschuß Veranlassung, eine Petition der 
Bundesregierung zur Berücksichtigung zu überwei- 
sen, in der dem Bürger ein schwerverständliches 
Formular zugemutet worden war (vgl. Ziffer 
2.9.2.7). 

Der Petitionsausschuß selbst legt Wert darauf. 
Schreiben an Petenten jeweils in einem auch dem 
Nichtfachmann verständlichen Deutsch abzufassen. 
Er bat auch die Bundesregierung, bei der Abgabe 
von Stellungnahmen auf Allgemeinverständlichkeit 
zu achten. 


1.10 Zusammenarbeit mit dem Wehrbeauftragten 
des Deutschen Bundestages 

Die Zusammenarbeit zwischen dem Petitionsaus- 
schuß und dem Wehrbeauftragten ist unverändert 
gut. 

Mit der Überarbeitung der Grundsätze über die Be- 
handlung von Bitten und Beschwerden (vgl, Ziffer 
1.2) wurde auch die 1975 geschlossene Vereinba- 
rung über die Zusammenarbeit zwischen dem Peti- 
tionsausschuß und dem Wehrbeauftragten neu ge- 
faßt. Die ursprüngliche Vereinbarung war auf Ver- 
waltungsebene von den Bürochefs unterzeichnet, 
die neue wurde unmittelbar zwischen dem Peti- 
tionsausschuß und dem Wehrbeauftragten ge- 
schlossen. Außer einer redaktionellen Überarbei- 
tung enthält der Text auch eine sachliche Neue- 
rung. Nach der alten Vereinbarung hatte das Tätig- 
werden des Wehrbeauftragten ausnahmslose Prio- 
rität. Die neue Vereinbarung sieht vor, daß der Peti- 
tionsausschuß in Ausnahmefällen auch gleichzeitig 
tätig werden kann. Davon ist der Wehrbeauftragte 
ggf. zu unterrichten. 

1.11 Zusammenarbeit mit ausländischen 
Ombudsmännern 

Eine Delegation des Ausschusses nahm auf Einla- 
dung der Volksanwaltschaft der Republik Öster- 
reich an einer Internationalen Enquete über Om- 
budsmann-Einrichtungen in Europa vom 23. bis 
25. November 1983 in Wien teil. Die Vorsitzende des 
Petitionsausschusses hielt dort ein Referat über die 
Arbeit der Petitionsausschüsse in der Bundesrepu- 
blik Deutschland. 
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Auch zu einzelnen Petitionen kam es erneut zur 
Zusammenarbeit mit ausländischen Ombudsmän- 
nern. So wurde eine Petition an die Volksanwalt- 
schaft der Republik Österreich weitergeleitet "Die 
Petentin hatte Schwierigkeiten, die von den Öster- 
reichischen Standesämtern geforderten Papiere für 
eine Hochzeit mit einem österreichischen Staatsan- 
gehörigen zu beschaffen. In anderen Fällen waren 
der schwedische und der französische Ombuds- 
mann behilflich. 


1.12 Dank von Petenten 

Wie die Arbeit des Petitionsausschusses von den 
Petenten gesehen wird, läßt sich zuweilen auch an 
Dankschreiben ablesen, die den Ausschuß errei- 
chen. 

So schrieb eine Petentin, der mit Hilfe des Aus- 
schusses vier Jahre nach dem Tode ihres Mannes 
endlich die Witwenrente ausgezahlt wurde, es falle 
ihr schwer, ihren Dank in Worte zu kleiden, die ihr 
Empfinden ausdrücken, ohne pathetisch zu wirken. 


2 Die Anliegen der Bürger 


2.1 Bundespräsidialamt 

Die wenigen zu diesem Geschäftsbereich eingegan- 
genen Petitionen betrafen vor allem die Verleihung 
von Verdienstorden durch den Bundespräsidenten. 
Einigen Petenten ging es um eine direkte Einfluß- 
nahme des Deutschen Bundestages auf den Bun- 
despräsidenten, an den sie sich vorher bereits ver- 
gebens gewandt hatten. 

Nach § 3 Abs. 1 des Gesetzes über Titel, Orden und 
Ehrenzeichen vom 26. Juli 1957 kann der Verdienst- 
orden nur vom Bundespräsidenten verliehen wer- 
den. Der Deutsche Bundestag kann das Verhalten 
des Bundespräsidenten aus verfassungsrechtlichen 
Gründen nicht überprüfen und ihm deshalb auch 
keine Empfehlungen in bezug auf die Verleihung 
von Verdienstorden geben. Dies teilte der Ausschuß 
den Petenten mit 

2.2 Deutscher Bundestag 

Zahlreiche Bürger wandten sich, zum Teil schon vor 
Beginn des Gesetzgebungsverfahrens, gegen die Er- 
höhung der Entschädigung der Mitglieder des Bun- 
destages. 

Nach Artikel 48 Abs. 3 des Grundgesetzes haben die 
Abgeordneten Anspruch auf eine angemessene, 
ihre Unabhängigkeit sichernde Entschädigung. 
Dies regelt im einzelnen das Gesetz über die 
Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Deutschen 
Bundestages (Abgeordnetengesetz — AbgG — ). In 


Sie meint, ohne den Petitions aus schuß wäre sie nie 
zu ihrem Recht gekommen. Eine andere Frau, die 
ebenfalls nach jahrelangem Warten ihre Witwen- 
rente schließlich erhalten hatte, schrieb: „Es ge- 
schehen noch Zeichen und Wunder.“ 

Ein Petent brachte in seinem Dankschreiben zum 
Ausdruck, durch die positive Erledigung seines An- 
liegens sei sein Vertrauen in den Rechtsstaat ge- 
stärkt worden. 

Ein jahrelang in einem Land des Ostblocks Inhaf- 
tierter schrieb nach seiner Entlassung in die Bun- 
desrepublik, er habe die schlimme Zeit nur überste- 
hen können, weil er wußte, daß sich auch der Peti- 
tionsausschuß fortwährend für ihn einsetzte. 

Eine Mutter, deren Tochter mit Familie nach jahre- 
langem Warten im Wege der Familienzusammen- 
führung im Dezember aus der DDR ausreisen 
konnte, schrieb: „Ein schöneres Weihnachtsfest 
kann es nicht mehr geben.” 

Solche Dankesbezeugungen bleiben allerdings die 
Ausnahme. 


seinem Bericht vom 11. Oktober 1983 gemäß §30 
AbgG (alter Fassung) — Drucksache 10/464 — ist 
der Präsident des Deutschen Bundestages zu dem 
Ergebnis gekommen, daß die seit sieben Jahren un- 
verändert gebliebene und durch den Kaufkraftver- 
lust in diesem Zeitraum geminderte Entschädigung 
„nach den Maßstäben des Grundgesetzes, des Abge- 
ordnetengesetzes und des Urteils des Bundesver- 
fassungsgerichts“ vom 5. November 1975 nicht mehr 
angemessen sei. Er hat deshalb vorgeschlagen, der 
Gesetzgeber möge „diesen mit den Geboten der 
Verfassung nicht mehr im Einklang stehenden Zu- 
stand durch eine maßvolle, im Hinblick auf die so- 
ziale, wirtschaftliche und finanzielle Lage der Bür- 
gerinnen und Bürger angemessene Erhöhung der 
Entschädigung ändern und für eine verfassungsge- 
mäße Regelung den erforderlichen Beschluß fas- 
sen“. 

Diese Beurteilung haben sich die Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD und FDP zu eigen gemacht und 
einen Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Ände- 
rung des Abgeordnetengesetzes und des Europaab- 
geordnetenge setze s eingebracht. Der Deutsche 
Bundestag hat in seiner 38. Sitzung am 25. Novem- 
ber 1983 den Gesetzentwurf entsprechend einer Be- 
schlußempfehlung des Ausschusses für Wahlprü- 
fung, Immunität und Geschäftsordnung angenom- 
men. 

Damit haben sich die Petitionen erledigt. Dies ist 
den Petenten unter Darlegung der Gründe für die 
maßvolle Erhöhung der Entschädigung mitgeteilt 
worden. 
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2.3 Auswärtiges Amt (AA) 

Zum Geschäftsbereich des AA nahmen die Einga- 
ben mit 478 gegenüber dem Vorjahr um rund 
20 v.H. zu. Zuschriften, in denen Mitbürger um Un- 
terstützung bei der Aussiedlung und Familienzu- 
sammenführung von deutschen Volksangehörigen 
aus Osteuropa baten, erreichten mit rd. 170 Einga- 
ben nicht ganz den Stand des Vorjahres. 

Einen wesentlichen Teil machten die Eingaben zur 
Stationierung von Mittelstreckenraketen in der 
Bundesrepublik Deutschland aus. 

Daneben gingen dem Anschuß mehrere Beschwer- 
den über deutsche Auslandsvertretungen zu. Viel- 
fach war die Verweigerung eines Einreisevisums 
Grund für Beschwerden. Fünf Eingaben hatten die 
Kindesentführung ins Ausland durch einen Eltern- 
teil zum Gegenstand. 

2.3.1 Familienzusammenführung 

Die Eingaben zu diesem Problemkreis nahmen, wie 
im Vorjahr, auch 1983 weiter ab. 

Das oft langjährige erfolglose Bemühen um Aus- 
reise führt offenbar zu Resignation. Hinzu kommen 
Schikanen, denen die Ausreisewilligen nach der 
Stellung des Ausreiseantrages ausgesetzt sind. 
Meist haben sie berufliche Nachteile in Kauf zu 
nehmen oder verlieren den Arbeitsplatz. Nicht sel- 
ten werden von Ausreisewilligen auch Schmiergel- 
der gefordert. In einer Reihe von Fällen teilten die 
Petenten dem Ausschuß mit, daß sie sich mittler- 
weile den physischen Belastungen einer Umsied- 
lung nicht mehr gewachsen fühlen. Ferner ist in 
zunehmendem Maße zu beobachten, daß die Ausrei- 
sewilligen ihre Kontakte zu den deutschen Vertre- 
tungen und zum Petitionsausschuß abbrechen. Der 
Petitionsausschuß muß daraus schließen, daß der 
Ausreisewunsch nicht weiter verfolgt werden soll. 

Kritisch stellt der Ausschuß einen starken Rück- 
gang der Aussiedlerzahlen aus der UdSSR und Po- 
len fest. 

Die Aussiedlerzahlen aus der UdSSR, die im Jahre 
1976 einen Stand von 9700 Ausreisen erreichten 
und seither stetig zurückgehen, haben seit 1981 ver- 
stärkt abgenommen; alljährlich werden es fast um 
die Hälfte weniger. Im Jahre 1983 wurden nur noch 
1 447 Ausreisen registriert. 

Auch 1983 hat der Ausschuß durch Übergabe einer 
Liste mit Härtefällen an den sowjetischen Außen- 
minister Gromyko versucht, diese Fälle einer Lö- 
sung zuzuführen. Eine weitere Liste gab der Peti- 
tionsausschuß Bundeskanzler Kohl bei dessen 
Reise in die UdSSR im Juli 1983 mit. Nur wenige 
der in diesen Listen genannten Personen konnten 
inzwischen ausreisen. 

Auch die Zahl der Aussiedler aus Polen geht zu- 
rück. Kamen 1981 einschließlich der sog. „Illegalen“ 
noch 51000 Aussiedler, so waren es 1983 nur noch 
.knapp 20000. Als „illegal“ sieht die Volksrepublik 
Polen unverändert den Personenkreis an, der mit 


einem Besuchervisum in die Bundesrepublik 
Deutschland ausgereist ist, ohne wieder nach Polen 
zurückzukehren, in der Hoffnung, ihre zurückgelas- 
senen Angehörigen bald in die Bundesrepublik 
nachholen zu können. Die polnische Regierung 
sieht in diesem Verhalten eine willkürlich herbeige- 
führte Familientrennung. Diese Fälle sind einer In- 
tervention im Einzelfall nicht zugänglich. 

Die Aussiedlerzahlen aus Rumänien haben sich 
1983 mit 15501 um 2529 erhöht gegenüber dem Vor- 
jahr mit insgesamt 12972. Dennoch beobachtete der 
Petitionsausschuß die Genehmigungspraxis auch in 
Rumänien mit Sorge. 

Der rumänische Staatsrat hatte nämlich am 22. Ok- 
tober 1982 ein Dekret erlassen „über die Verpflich- 
tung der Personen, denen auf ihren Antrag die Ge- 
nehmigung, sich ständig im Ausland niederzulas- 
sen, erteilt wird, ihre Schulden gegenüber dem 
Staat, sozialistischen Organisationen und natürli- 
chen Personen vollständig zu begleichen, sowie be- 
stimmte Ausgaben für ihre Schulbildung zu erstat- 
ten“. Die Verpflichtung, insbesondere die Ausgaben 
für Schul- und Berufsausbildung aller Art dem ru- 
mänischen Staat in harten Devisen zu erstatten, 
hielten viele von einer. Ausreise ab. 

Ende Mai 1983 ist nach intensiven Verhandlungen 
der Bundesregierung mit der rumänischen Regie- 
rung die Nichtanwendung dieses Dekrets für Aus- 
siedler in die Bundesrepublik Deutschland verein- 
bart worden. 

An dieser Stelle begrüßt es der Petitionsausschuß, 
daß der Bundesminister des Innern bereit ist, alle 
nachweislich während der Anwendung des Dekrets 
gezahlten Ausbildungs kosten zur Vermeidung un- 
billiger Härten zu erstatten. Die entsprechenden 
Anträge sind bei den für den Wohnsitz zuständigen 
Vertriebenen- bzw. Ausgleichsämtern zu stellen. 

Zum gesamten Fragenkreis hörte der Ausschuß den 
Bundesminister des Auswärtigen am 30. November 
1983 persönlich und forderte ihn auf, seine Bemü- 
hungen um Normalisierung des Ausreiseverfahrens 
mit allem Nachdruck fortzusetzen. 


2.3.2 Betreuung von inhaftierten Deutschen im 
Ausland 

Auch 1983 baten Petenten den Ausschuß, sich für 
eine vorzeitige Haftentlassung oder Auslieferung 
von Deutschen einzusetzen, die im Ausland inhaf- 
tiert sind, weil sie entweder dort einer Straftat ver- 
dächtigt werden oder wegen einer solchen verur- 
teilt wurden. Im Ausland, insbesondere in den Län- 
dern Osteuropas, werden, gemessen an unseren 
Maßstäben, teilweise unverhältnismäßig hohe Stra- 
fen verhängt, allerdings auch gegen Bürger dieser 
Staaten selbst. 

Die Möglichkeiten der Einflußnahme sind hierbei 
gering, da die meisten dieser Länder auf einer über- 
wiegenden Verbüßung der verhängten Strafe beste- 
hen. Das Gesetz über die internationale Rechtshilfe 
in Strafsachen vom 23. September 1982 hat hier bis- 
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lang keine Lösung gebracht; es fehlt noch an den 
erforderlichen zwischenstaatlichen Vereinbarun- 
gen. 

Da außer dem Strafmaß auch die Haftbedingungen 
im Ausland erheblich härter sind als in der Bundes- 
republik, besteht ein dringendes Interesse, Deut- 
sche, die im Ausland straffällig werden, dem inner- 
staatlichen Strafvollzug zu überstellen. 

Die deutschen Konsulate setzten sich mit den je- 
weils Betroffenen in Verbindung. In Einzelfällen 
konnte sogar eine vorzeitige Haftentlassung er- 
reicht werden. In einem Fall wurde ein Freispruch 
nach mehrmonatiger Haft in einem Ostblockland 
erwirkt. Auch die in den Jahresberichten 1981 und 
1982 angesprochenen Haftfälle in der Tschechoslo- 
wakei wurden inzwischen gelöst. 


2.3.3 Entführung von Kindern ins Ausland 

Fünf Eingaben kamen von Elternteilen, denen der 
andere Teil das Kind oder die Kinder weggenom- 
men und ins Ausland entführt hatte. Die Möglich- 
keit der deutschen Auslandsvertretungen, in sol- 
chen Fällen zu helfen, sind sehr begrenzt. Abgese- 
hen davon, daß es bisweilen unmöglich ist, den Auf- 
enthalt der Kinder zu ermitteln, sind auch die 
Rechtsordnungen der betreffenden Länder zu be- 
achten. Der in Deutschland verbleibende Elternteil 
muß sich um eine neue Sorgerechtsentscheidung 
im Aufenthaltsland der Kinder bemühen, zumin- 
dest aber um die Legalisierung der deutschen Sor- 
gerechtsregelung. Eine Einflußnahme auf die in al- 
ler Regel gerichtlichen Entscheidungen ist den 
deutschen Auslandsvertretungen verwehrt. Sie kön- 
nen den betroffenen Elternteil nur beraten. 


2.3.4 Transfer sowjetischer Währung 

Wie schon im Jahresbericht 1982 (vgl. Ziffer 2.2.2, 
S. 8) erwähnt, gelang es der Bundesregierung, die 
Zustimmung der sowjetischen Regierung zum 
Transfer der Rubelbeträge zu erhalten, die von Aus- 
siedlern bei der Botschaft der Bundesrepublik 
Deutschland in Moskau hinterlegt waren. 

Die Auszahlung dieser Gelder wurde dem Bundes- 
ausgleichsamt übertragen. 

Der Petitionsausschuß ließ sich über die Abwick- 
lung der Einzelfälle berichten. Nach der letzten 
Auskunft des Präsidenten des Bundesausgleichs- 
amtes vom 29, September 1983 konnten die auf 
Sammelkonto hinterlegten Beträge sowjetischer 
Währung bis auf acht Fälle abgewickelt werden. Die 
auf Sparkonten beruhenden Ansprüche wurden bis 
auf zwei Fälle erledigt. 

Wegen der Klärung der Frage, wie die zur Verfü- 
gung stehenden, derzeit jedoch nicht auszahlbaren 
Beträge behandelt werden sollen, wird der Präsi- 
dent des Bundesausgleichamtes dem Petitionsaus- 
schuß abschließend berichten. 


2.3.5 Nachrüstung 

Seit Mitte des Jahres 1983 erreichten den Petitions- 
ausschuß zunehmend Eingaben, die die Ausführung 
des NATO-Doppelbeschlusses zum Gegenstand hat- 
ten; am Jahresende waren es rd. 45000 Sammel- 
oder Masseneingaben mit rd. 86 000 Unterschriften. 
Nach Vorstellung vieler Petenten sollte von einer 
Nachrüstung insgesamt abgesehen, zumindest aber 
die Durchführung des NATO-Doppelbeschlusses 
ausgesetzt werden. Häufig wurde auch eine konsul- 
tative Volksbefragung gefordert. 

Diese Eingaben zur Nachrüstung wurden den Frak- 
tionen des Deutschen Bundestages als Beitrag zur 
dortigen Meinungsbildung zur Kenntnis überwie- 
sen. 

Soweit eine konsultative Volksbefragung gefordert 
wurde, sind die Eingaben aus verfassungsrechtli- 
chen Gründen für erledigt erklärt worden. 

Auch nach dem Beschluß des Deutschen Bundesta- 
ges vom 22. November 1983 gingen noch Eingaben 
zu diesem Thema ein. Die Petenten wurden auf die- 
sen Beschluß hingewiesen. 


2.3.6 Humanitäre Hilfssendungen 

Schon 1982 berichtete der Ausschuß über Schwie- 
rigkeiten bei der Versendung humanitärer Hilfsgü- 
ter, beispielsweise nach Panama. 1983 erreichte der 
Ausschuß aufgrund einer Beschwerde, daß das Aus- 
wärtige Amt für eine Medikamentenspende, die für 
die Kuna-Indios bestimmt war, bei den panamai- 
schen Behörden eine Einfuhrgenehmigung erwirk- 
te. Die Spende erreichte im Juli 1983 ihren Bestim- 
mungsort. Von panamaischer Seite wurde dem Pe- 
tenten als Initiator der Spendenaktion herzlich ge- 
dankt. 


2.3.7 Zusammenarbeit 

Die Zusammenarbeit mit dem AA war insgesamt 
gut. Auch in dem zuletzt genannten Fall dankt der 
Ausschuß den Mitarbeitern des AA für ihren Ein- 
satz. 

Gelegentlich traten jedoch auch Schwierigkeiten 
auf. So war die Unterrichtung des Petitionsaus- 
schusses durch das AA nicht immer zeitgerecht und 
vollständig. 

In einem Falle kam der Ausschuß deshalb zu einer 
fehlerhaften Wertung, die bei sachgerechter Unter- 
richtung vermeidbar gewesen wäre. 


2.4 Bundesminister des Innern (BMI) 

Die Zahl der Eingaben ist mit 888 gegenüber dem 
Vorjahr (838) leicht angestiegen. Schwerpunkte bil- 
deten Eingaben, die besoldungs- und versorgungs- 
rechtliche Einsparungen im öffentlichen Dienst be- 
treffen, und Petitionen zum Umweltschutz. An drit- 
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ter Stelle stehen die Eingaben zum Ausländerrecht 
einschließlich Fragen der Einbürgerung. 

Die weiteren Petitionen verteilen sich auf Maßnah- 
men, die den öffentlichen Dienst betreffen, Perso- 
nalangelegenheiten aus dem Bereich des BMI ein- 
schließlich Bundesgrenzschutz, Leistungen aus der 
„Heimkehrer Stiftung“ nach dem Kriegsgefangenen- 
entschädigungsgesetz sowie Probleme der Vertrie- 
benen und Flüchtlinge; auch zur Frage der Som- 
merzeit kamen noch Eingaben. 

2.4.1 Öffentlicher Dienst 

Mit rund 190 Eingaben lagen die Einwendungen ge- 
gen die erweiterten Anrechnungsvorschriften des 
§ 55 Beamtenversorgungsgesetz (BeamtVG) an der 
Spitze. Diese waren geschaffen worden, um eine 
Doppel- oder Mehrfachversorgung der Ruhestands- 
beamten zu vermeiden. 

Bei einer nicht unerheblichen Anzahl von Petitio- 
nen ergab sich, daß die erweiterte Rentenanrech- 
nung auf die Versorgungsbezüge insbesondere im 
einfachen Dienst zu Härten führte. In diesen Fällen 
überwies der Ausschuß die Eingabe der Bundesre- 
gierung als Material mit dem Ziel, derartige Härten 
zu mildern. 

Im Haushaltsbegleitgesetz 1984 beschloß der Deut- 
sche Bundestag, den Versorgungsempfängern min- 
destens 20 V. H. der Versorgungsbezüge neben der 
Rente zu belassen (vgl. § 55 des Beamtenversor- 
gungsgesetzes — BeamtVG — ). Dies bedeutet eine 
Verbesserung in den Fällen, in denen neben einem 
verhältnismäßig geringen Ruhegehalt ein höherer 
Rentenanspruch besteht. 

Durch die Neuregelung werden nunmehr alle Be- 
amten gleich behandelt, da die erweiterte Renten- 
anrechnung auch für die Beamten gilt, deren Beam- 
tenverhältnis nach dem 31. Dezember 1965 begrün- 
det wurde. 

2.4.1. 1 Absenkung der Eingangsbesotdung für den 
gehobenen und höheren Dienst 

Zahlreiche Petenten wandten sich gegen die Absen- 
kung der Eingangsbesoldung für Beamte des geho- 
benen und des höheren Dienstes. Sie sehen darin 
eine ungerechtfertigte Benachteiligung gegenüber 
Bediensteten früherer Jahrgänge und vergleichba- 
ren Angestellten des öffentlichen Dienstes sowie ei- 
nen Verstoß gegen laufbahnrechtliche Grundsätze. 
Viele Petenten berufen sich auch darauf, daß ihr 
Vertrauen in den Bestand der zu Beginn ihres Vor- 
bereitungsdienstes geltenden Besöldungsregelung 
enttäuscht wurde. 

Der Deutsche Bundestag hat bei der Verabschie- 
dung des Haushaltsbegleitgesetzes 1984 in Kennt- 
nis der Einwände die Senkung der Eingangsbesol- 
dung beschlossen. Von der Neuregelung betroffen 
werden alle Bewerber, die nach dem 31. Dezember 
1983 in einem Eingangsamt des gehobenen oder des 
höheren Dienstes eingestellt werden. Für Wehr- 
und Zivildienstleistende finden die Vorschriften zur 


Vermeidung daraus entstehender Nachteile erst 
nach einer zeitlichen Verzögerung Anwendung. 

Die Entscheidung wurde damit begründet, daß die 
Absenkung der Eingangsgehälter eine kostenwirk- 
same und im Hinblick auf die noch geringe Berufs- 
erfahrung in den ersten Jahren auch sachgerechte 
Maßnahme zur Reduzierung der erheblichen Perso- 
nalkosten des öffentlichen Dienstes darstelle. Da 
die Einsparungen möglichst bald wirksam werden 
sollen, ist die zeitlich verzögerte Anwendung der 
Regelung lediglich für Wehr- und Zivildienstlei- 
stende vorgesehen. 


2.4.2 Umweltschutz 

In über 80 Eingaben wurde gefordert, durch ent- 
sprechende Maßnahmen der weiteren Luftver- 
schmutzung Einhalt zu gebieten, damit nicht nur 
Waldschäden vermieden werden, sondern auch an- 
dere Umweltbelastungen, wie z. B. gesundheitliche 
Beeinträchtigungen von Menschen und Tieren oder 
Schäden an Gebäuden. 

In den Stellungnahmen wies der BMI darauf hin, 
daß 

— durch die am 1. März 1983 in Kraft gesetzte tech- 
nische Anleitung zur Reinhaltung der Luft, die 
weiter überarbeitet wird, 

— durch die am l.Juli 1983 in Kraft getretene 
Großfeuerungsanlagen-Verordnung und 

— durch die vorgesehene Verwendung bleifreien 
Benzins ab 1. Januar 1986 

erste Schritte zur weiteren Verbesserung des Um- 
weltschutzes unternommen worden seien. 

Der BMI betonte allerdings im Hinblick auf das 
Waldsterben, daß diesem mit nationalen Bemühun- 
gen allein nicht beizukommen sei. Er richte deshalb 
seine Bemühungen verstärkt auf eine schrittweise 
internationale Harmonisierung der Politik zur 
Reinhaltung der Luft. Das gelte insbesondere für 
den von der EG-Kommission auf Betreiben der 
Bundesrepublik Deutschland vorgelegten Entwurf 
einer Richtlinie zur Bekämpfung der Luftver- 
schmutzung. 

Inzwischen befaßt sich der Innenausschuß des 
Deutschen Bundestages aufgrund der ihm vorlie- 
genden Anträge mit der Verbesserung der Luftrein- 
haltung, um dem Waldsterben zu begegnen. Er ist 
daher vom Petitionsausschuß gemäß § 109 Abs. 1 
Satz 2 GO BT zu den vorliegenden Petitionen um 
Stellungnahme gebeten worden. 


2.4.3 Einbürgerung 

Nach den in der Bundesrepublik Deutschland gel- 
tenden Bestimmungen werden Ausländer grund- 
sätzlich nur dann eingebürgert, wenn auf die bishe- 
rige Staatsangehörigkeit verzichtet wird. Die Ent- 
lassung aus einer ausländischen Staatsangehörig- 
keit richtet sich allein nach den Vorschriften der 
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jeweiligen innerstaatlichen Staatsangehörigkeits- 
gesetze und entzieht sich daher jeglicher Einfluß- 
möglichkeit des Ausschusses. Kein Problem tritt 
auf, wenn mit dem Erwerb der deutschen Staatsan- 
gehörigkeit der Verlust der bisherigen automatisch 
verbunden ist. Schwierigkeiten treten allerdings 
dann auf, wenn dies nicht der Fall ist und sich das 
Herkunftsland weigert, der Entlassung aus seiner 
Staatsangehörigkeit zuzustimmen. Dies gilt insbe- 
sondere für die Ostblockländer, den Iran, Israel und 
für die Türkei. 

Der Petitionsausschuß mußte mit Bedauern fest- 
stellen, daß es in der Regel nicht möglich ist, eine 
Einbürgerung unter Hinnahme der Doppelstaat- 
lichkeit zu erreichen. Nur in Ausnahmefällen be- 
steht die Möglichkeit, einen Ausländer unter Hin- 
nahme der Doppelstaatlichkeit einzubürgern. Da- 
mit verbundene Nachteile, z. B. Schwierigkeiten bei 
einer Besuchsreise in das bisherige Heimatland, 
müssen bei der Entscheidung im Einzelfall berück- 
sichtigt werden. Wie groß diese Schwierigkeiten 
sein können, wurde in zwei Fällen sichtbar, in de- 
nen Petenten in beiden Staaten zum Wehrdienst 
herangezogen werden sollten (vgl. Ziffer 2.12.5, 
Seite 28). 


2.4.4 Unhöfliches Schreiben 

Ein Petent hatte sich bei einem Grenzschutzkom- 
mando über eine Verkehrsbehinderung durch ein 
Fahrzeug des Bundesgrenzschutzes beschwert. In 
seinem Antwortschreiben belehrte das Grenz- 
schutzkommando den Petenten in unangemessener 
Form über die von ihm einzuhaltenden Vorschrif- 
ten der Straßenverkehrsordnung. Der Petent fühlte 
sich durch den Ton des Schreibens verletzt und bat 
den Petitionsausschuß, darauf hinzuwirken, daß der 
Bundesgrenzschutz auf Briefe in einer Art und 
Weise antwortet, die den allgemeinen Umgangsfor- 
men entspricht. 

Der Kommandeur des Bundesgrenzschutzes ent- 
schuldigte sich bei dem Petenten für Stil und Ton 
des beanstandeten Antwortschreibens und teilte 
ihm mit, daß er dies gerügt habe. Der Petent sah 
damit seine Eingabe als erledigt an. 


2.4.5 Kontrolle an den EG-Binnengrenzen 

Eine Petentin, die mit einem abgelaufenen Perso- 
nalausweis in die Niederlande gereist war, wurde 
wegen Verstoßes gegen das Paßgesetz mit einem 
Bußgeld belegt. Sie bat daher um die Aufhebung 
der Personenkontrollen an den EG-Binnengrenzen 
und die Änderung des § 11 Abs. 1 des Paßgesetzes. 

Der Petitionsausschuß beschloß, die Eingabe dem 
Bundesminister des Innern zur Erwägung und den 
Fraktionen des Deutschen Bundestages zur Kennt- 
nisnahme zu überweisen, da er es im Interesse der 
Bürger für erforderlich hielt, die Kontrollen an den 
Binnengrenzen der Europäischen Gemeinschaft zu 
erleichtern. Er war der Auffassung, daß die Rechts- 


lage in der Bundesrepublik Deutschland nicht mehr 
den politischen Gegebenheiten in Europa entspre- 
che. 

In seiner Antwort teilte der BMI mit, daß polizeili- 
che Grenzkontrollen ein wichtiges und derzeit un- 
verzichtbares Mittel zur Wahrung der inneren Si- 
cherheit und zur Abwehr eines illegalen Ausländer- 
zustroms seien. Unabhängig von den Beratungen 
über den Abbau von Grenzkontrollen auf EG-Ebene 
arbeite er an einer Einschränkung der Kontrollen 
an den EG-Binnengrenzen. Darüber hinaus habe er 
im Vorgriff auf ein in der Beratung befindliches 
neues Paßgesetz durch Erleiß klargestellt, daß ei- 
nem Deutschen der Grenzübertritt in die Bundesre- 
publik auch dann unbeanstandet zu gestatten sei, 
wenn der Paß nicht länger als ein Jahr ungültig ist. 
Nach Inkrafttreten des neuen Paßgesetzes sei beab- 
sichtigt, diese Regelung auch auf Paßersatzpapiere, 
z. B. den Personalausweis, auszudehnen. 


2.5 Bundesminister der Justiz (BMJ) 

Mit 678 Petitionen nahm die Zahl der Eingaben um 
148 gegenüber dem Vorjahr zu. Dabei bezog sich 
der Schwerpunkt der Eingaben auch in diesem Be- 
richtsjahr auf das Scheidungs- und Scheidungsfol- 
genrecht (vgl. Ziff. 2.5.4). 


2.5.1 Auslieferung 

Auslieferungsersuchen der Republik Türkei an die 
Bundesregierung veranlaßten viele Bürger zu Ein- 
gaben an den Petitions ausschuß. Zu der Eingabe 
zahlreicher Petenten für den türkischen Staatsan- 
gehörigen Kemal Altun konnte der Ausschuß seine 
Beratungen nicht abschließen, da dieser während 
der Verhandlung über die Asylgewährung den Frei- 
tod gewählt hatte. 

Mehrere Petenten forderten im Zusammenhang 
mit dem tragischen Tod des jungen Türken eine 
Überprüfung des Auslieferungs- und Asylrechts in 
der Bundesrepublik Deutschland. 

Zu der Frage der Zulässigkeit der Auslieferung ei- 
nes Asylbewerbers nach rechtskräftigem Abschluß 
des Asylverfahrens liegt dem Rechtsausschuß ein 
Entwurf der Fraktion DIE GRÜNEN (Drucksache 
10/423) vor. 

Zu einer umfassenden Klärung der gesamten Pro- 
blematik hat der BMJ im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister des Auswärtigen und dem BMI 
eine interministerielle Arbeitsgruppe eingerichtet, 
die ihre Arbeit aber bislang noch nicht abgeschlos- 
sen hat. Die eingegangenen Petitionen konnten da- 
her noch nicht abschließend behandelt werden. 


2.5.2 Auslagenersatz für Rechtsanwälte 

Ein Petent beanstandete, daß ihm sein Rechtsan- 
walt für die Anfertigung von 622 Ablichtungen aus 
Gerichtsakten zur Vorbereitung eines Gerichtster- 
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mins den Betrag von 622 DM in Rechnung stellte. 
Er forderte eine Änderung der Gebührenvorschrif' 
ten. 

Der Ausschuß teilte die Kritik des Petenten. Er ver- 
trat die Ansicht, daß der im Kostenverzeichnis des 
Gerichtskostengesetzes festgelegte Betrag von 
1 DM je Seite zu unerträglichen Gebührenforderun- 
gen führen kann. Zwar können die Gebühren mit 
den von gewerblichen Anbietern geforderten Prei- 
sen wegen des unterschiedlichen Auslastungsgra- 
des nicht verglichen werden. Jedoch muß die durch 
den technischen Fortschritt- erzielte Verbilligung 
berücksichtigt werden. Der Ausschuß befürwortete 
daher eine Änderung der Gebührenvorschriften des 
Gerichtskostengesetzes, um einheitlich für das ge- 
samte Justizkostenwesen, also auch für Notare, 
Sachverständige, Gerichtsvollzieher, für Gerichte 
und die Justizverwaltung den Auslagenersatz für 
Ablichtungen auf ein angemessenes Maß zu sen- 
ken. Die Eingabe wurde der Bundesregierung mit 
diesem Ziel zur Berücksichtigung überwiesen. 

Der BMJ teilte dazu mit, daß er eine Gesetzesände- 
rung erwäge, nach der die Höhe der zu erhebenden 
Auslagen entsprechend der Zahl der gefertigten Ab- 
lichtungen abgestuft werde. 

2.5.3 Strafrecht — Wiedereinführung des 
Tatbestandes der Gotteslästerung 

Dem Petitionsausschuß lagen zahlreiche Eingaben 
mit dem Antrag vor, den Tatbestand der Gotteslä- 
sterung in seiner früheren Fassung wieder in das 
Strafgesetzbuch aufzunehmen. Anlaß zu diesem 
Antrag gab der Film „Das Gespenst“ von Herbert 
Achternbusch. Die Petenten empfanden die Dar- 
stellung von Jesus Christus in diesem Film als Her- 
absetzung Gottes und zugleich als Verletzung ihrer 
religiösen Überzeugung. 

Der BMJ führte dazu aus, die Annahme der Peten- 
ten, der Tatbestand der Gotteslästerung sei abge- 
schafft worden, sei unzutreffend. Der durch das Er- 
ste Gesetz zur Reform des Strafrechts vom 25. Juli 
1969 neugefaßte § 166 StGB verzichte zwar auf den 
ausdrücklichen Tatbestand der Gotteslästerung, um 
dem Mißverständnis vorzubeugen, daß Gott Gegen- 
stand eines weltlichen Schutzes sein könnte, und 
um Diskussionen im Gerichtssaal über den Gottes- 
begriff zu vermeiden. Die Neufassung gehe aber 
davon aus, daß das geschützte Rechtsgut nicht das 
religiöse Empfinden des einzelnen, sondern der öf- 
fentliche Frieden sei, der durch grobe Verletzungen 
des Toleranzgebotes in Form von Beschimpfungen 
der Kirchen, Religionsgesellschaften, Weltanschau- 
ungsvereinigungen usw. gefährdet werde. 

Der Petitionsausschuß sah keine Veranlassung, 
eine Änderung des Strafgesetzbuches zu befürwor- 
ten. Soweit in verschiedenen Eingaben strafrechtli- 
che Maßnahmen gegen den Filmproduzenten ver- 
langt wurden, wies der Petitionsausschuß darauf 
hin, daß dem Deutschen Bundestag keine Wei- 
sungs- oder Aufsichtsbefugnisse gegenüber den 
Strafverfolgungsbehörden der Bundesländer zuste- 
hen. 


2.5.4 Versorgungsausgleich 

Der Petitionsausschuß hatte sich erneut mit den 
geltenden Regelungen über den schuldrechtlichen 
Versorgungsausgleich zu befassen. 

Eine Petentin hatte sich nach ihrer Scheidung mit 
ihrem früheren Ehemann darauf geeinigt, dessen 
Anwartschaft bei der Unterstützungskasse seines 
Arbeitgebers schuldrechtlich auszugleichen. Die 
vereinbarten Zahlungen wurden jedoch nach dem 
Tod des früheren Ehemannes eingestellt, da kein 
Anspruch mehr gegen die Unterstüzungskasse be- 
stand. 

Diese Regelung sieht § 2 des Gesetzes zur Regelung 
von Härten im Versorgungsausgleich (HRG) vom 
21. Februar 1983 (BGBl. I. 105) weiterhin vor. Für 
den Berechtigten bringt der schuldrechtliche gegen- 
über dem öffentlich-rechtlichen ‘Versorgungsaus- 
gleich erhebliche Nachteile mit sich. Er führt nicht 
zu einer eigenständigen Sicherung des Berechtig- 
ten. Die Leistungen aus dem schuldrechtlichen Ver- 
sorgungsausgleich müssen erst dann erbracht wer- 
den, wenn beim Verpflichteten der Versorgungsfall 
eingetreten ist. Außerdem erhält der Berechtigte 
keine Leistungen mehr, wenn der Verpflichtete ge- 
storben ist. 

Der Ausschuß bedauerte, daß dem Anliegen der Pe- 
tentin bei der Verabschiedung des HRG nicht durch 
eine Verstärkung des schuldrechtlichen Versor- 
gungsausgleichs Rechnung getragen werden konn- 
te. Im Hinblick auf die zu erwartende endgültige 
Regelung des Versorgungsausgleichs durch den Ge- 
setzgeber wurde die Eingabe daher mit diesem Ziel 
der Bundesregierung zur Erwägung überwiesen. 


2.5.5 Rehabilitierung eines durch das NS-Regime 
Verfolgten 

Ein ehemaliger jüdischer Mitbürger, der seit seiner 
Emigration in London lebt, kämpfte seit Jahren für 
die Rehabilitation seines Vaters, eines Bankiers aus 
Aschaffenburg. Dieser war 1939 wegen Devisenver- 
gehen zu einer mehrjährigen Zuchthausstrafe und 
zu einer hohen Geldstrafe verurteilt worden. Er 
hatte Verwandten und Mitbürgern jüdischen Glau- 
bens mit unerlaubten Devisentransaktionen die 
Flucht vor nationalsozialistischer Verfolgung er- 
möglicht. 1943 verstarb er in der Haftanstalt 
Zwickau. 

Dem Sohn ging es nicht um materielle Entschädi- 
gungsleistungen. Er wollte vielmehr das Andenken 
seines Vaters von dem Makel der Zuchthausstrafe 
bereinigt wissen. Bereits kurz nach Kriegsende hat- 
ten er und andere Hinterbliebene erfolglos ver- 
sucht, beim Landgericht Aschaffenburg die Aufhe- 
bung des Strafurteils zu erwirken. Das Gericht be- 
gründete seine ablehnende Entscheidung damit, 
daß die Strafverfolgung nicht allein auf rassischen 
Motiven beruht habe und daß auch ein Nicht-Jude 
wegen gleichartiger Vergehen bestraft worden 
wäre. 
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Nach Auffassung des Petitionsausschusses ver- 
nachlässigt diese Entscheidung die Zwangslage der 
jüdischen Mitbürger in jener Zeit. 

Der Ausschuß prüfte daher, ob nicht eine förmliche 
Korrektur des Strafurteils möglich sei. Der wieder- 
holt beteiligte BMJ verneinte ebenso wie der Baye- 
rische Staatsminister der Justiz die Möglichkeit ei- 
ner justizförmlichen Rehabilitierung. Sie betonten 
jedoch, daß die Ehre des Verurteilten durch das 
unter dem NS-Regime ergangene Strafurteil nicht 
berührt werde und daß auf ihn „nicht der Schatten 
einer Diskriminierung falle“. 

Da eine förmliche Korrektur des Strafurteils nicht 
möglich war, blieb allein der Weg der gesellschaftli- 
chen Wiedergutmachung. 

Im Namen aller Mitglieder des Petitionsausschus- 
ses gab daher die Vorsitzende für Arnold Rosenthal, 
den Vater des Petenten, vor dem Plenum des Deut- 
schen Bundestages und in Gegenwart des Herrn 
Bundesministers der Justiz eine Ehrenerklärung 
ab, der das Parlament ausdrücklich beitrat. Darin 
wird festgestellt, daß das Verhalten Arnold Rosen- 
thals ehrenhaft gewesen sei und von Mut und 
selbstloser Hilfsbereitschaft zeuge. Um den verfolg- 
ten jüdischen Mitbürgern zu helfen, sei er gezwun- 
gen gewesen, gegen die damalige Devisengesetzge- 
bung zu verstoßen. 

Die Abgabe einer Ehrenerklärung vor dem Plenum 
des Deutschen Bundestages stellt ein bisher ein- 
maliges Verfahren zur Erledigung einer Petition 
dar. Der Deutsche Bundestag konnte auf diesem 
Wege einem berechtigten Anliegen entsprechen, 
das andernfalls nicht mehr hätte geregelt werden 
können, [vgl. Plenarprotokoll 10/47 vom 19. Januar 
1984, S. 3418 (B)]. 


2.6 Bundesminister der Finanzen (BMF) 

Die Zahl der Eingaben 1983 betrug 961 gegenüber 
1 177 Zuschriften im vorangegangenen Jahr. Sie be- 
trafen in erster Linie das Steuerrecht, das Versiche- 
rungs- und Kreditwesen, den Lastenausgleich und 
das sonstige Kriegsfolgenrecht. 


2.6.1 Steuerrecht 

2.6.1. 1 Besteuerung von Renten aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung 

Mehrere Petenten beanstandeten die nach ihrer 
Auffassung zu hohe Besteuerung ihrer Renten. Ver- 
einzelt wurde in diesem Zusammenhang auch die 
vermeintliche Doppelbesteuerung der Renten ge- 
rügt. 

Der Besteuerung der Renten liegt die Erwägung 
zugrunde, daß mit dem laufenden Rentenbezug 
nicht nur das durch eigene Beitragszahlungen an- 
gesammelte steuerfreie Rentenkapital, sondern 
auch die auf dieses Kapital rechnerisch entfallen- 
den Zinsen, der sogenannte Ertragsanteil, zurück- 


gezahlt werden. Nur dieser Ertragsanteil wird steu- 
erlich erfaßt. Er ist durch das 2. Haushaltsstruktur- 
gesetz vom 22. Dezember 1981 ab 1982 mit Rück- 
sicht auf das gestiegene Zinsniveau und die höhere 
Lebenserwartung angehoben worden. 

Gleichwohl haben Rentner wegen der hohen Frei- 
beträge in der Regel keine Einkommensteuer zu 
entrichten. Erst wenn andere eigene Einkünfte oder 
solche des Ehegatten hinzukommen, kann sich eine 
steuerliche Belastung ergeben. Da die Beiträge der 
Arbeitnehmer zur gesetzlichen Rentenversicherung 
im Rahmen der Höchstbeträge als Sonderausgaben 
abzugsfähig und damit steuerfrei sind, kann von 
einer Doppelbesteuerung der Rente nicht gespro- 
chen werden. 

Im Interesse der Gleichbehandlung seiner Bürger 
kann der Staat auf die Besteuerung der Renten 
nicht verzichten. Dies hat der Ausschuß den Peten- 
ten erläutert. 

2.6.1 .2 Besteuerung von Ruhegehältern 

Empfänger von Ruhegehältern kritisierten vielfach 
die unterschiedliche Besteuerung von Beamtenpen- 
sionen und Renten aus der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung und forderten die Verdoppelung oder 
Verdreifachung des Versorgungsfreibetrages. 

Das Bundesverfassungsgericht hat auf eine Verfas- 
sung sbeschwer de mehrerer Ruhestandsbeamter 
mit Beschluß vom 26. März 1980 eine steuerliche 
Harmonisierung gefordert. Die Bundesregierung 
hat deshalb bereits 1981 eine Sachverständigen- 
kommission eingesetzt, die Vorschläge für eine 
Neuregelung der Besteuerung vorzulegen hat. Die 
Petitionen wurden der Bundesregierung überwie- 
gend als Material für die danach anzustellenden 
Überlegungen überwiesen. 

Die Sachverständigenkommission hat das Gutach- 
ten am 13. Dezember 1983 der Bundesregierung vor- 
gelegt. Es muß nunmehr ausgewertet werden. 

2.6.1 .3 Erfassung aller Rentner mit steuerpflichtigen 
Nebeneinkünften durch die Finanzverwaltung 

Bezieher von Renten aus der gesetzlichen Sozial- 
versicherung ohne sonstige Einkünfte haben wegen 
der hohen Freibeträge regelmäßig keine Einkom- 
mensteuer zu zahlen. Anders ist es jedoch dann, 
wenn der Rentner oder sein Ehegatte noch andere 
Einkünfte bezieht, die der vollen Besteuerung un- 
terliegen und die steuerlichen Abzugsbeträge hier- 
durch aufgezehrt werden. Hierzu gehören z. B. 
Lohneinkünfte oder Kapitalerträge sowie Ein- 
künfte aus Vermietung und Verpachtung, wozu 
auch der Nutzungswert der selbstgenutzten Woh- 
nung im eigenen Haus gehört. Insgesamt ist nach 
geltendem Recht nur ein kleiner Kreis von Renten- 
beziehern zur Einkommensteuer zu veranlagen. 

Mehrere Petenten beanstandeten, daß diese Rent- 
ner nicht alle steuerlich erfaßt sind. 

Von dem bereits erwähnten Sachverständigen-Gut- 
achten (vgl. Ziffer Nr. 2.6. 1.2) werden auch Hinweise 
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auf eine verbesserte Erfassung der Rentner mit zu 
versteuernden Einkünften durch die Finanzverwal- 
tung erwartet. Im Hinblick darauf wurden die Ein- 
gaben der Bundesregierung als Material überwie- 
sen. 


2.6.1. 4 Steuerliche Berücksichtigung von Aufwendungen für 
Pakete nach Polen 

Eine Reihe von Petenten forderte eine Änderung 
des § 33 a Einkommensteuergesetz. Nach ihrer Auf- 
fassung sollten Zuwendungen an Dritte, insbeson- 
dere Pakete für Empfänger in Polen, auch dann 
steuerlich berücksichtigt werden, wenn es sich 
nicht um Verwandte oder sonstige Angehörige han- 
delt. 

Unterhaltsaufwendungen für Verwandte oder son- 
stige Angehörige in Polen werden als außergewöhn- 
liche Belastungen berücksichtigt, und zwar bis zu 
einem Betrag von 3 600 DM jährlich für jede unter- 
stützte Person. Die Finanzverwaltung hat Pausch- 
beträge zugelassen von 40 DM für jedes versandte 
Paket und 30 DM für jedes Päckchen. Vorausset- 
zung für eine Steuerermäßigung wegen außerge- 
wöhnlicher Belastung ist, daß die Aufwendungen 
zwangsläufig erwachsen. Bei Zuwendungen an an- 
dere Personen als Verwandte und sonstige Angehö- 
rige kann nach der Rechtsprechung des Bundesfi- 
nanzhofs die Zwangsläufigkeit nur bejaht werden, 
wenn besondere persönliche Beziehungen zu der zu 
unterstützenden Person dies rechtfertigen. Die all- 
gemeine sittliche Pflicht zu helfen, wo Not ist, reicht 
nicht aus, um die Zwangsläufigkeit zu begründen. 

Die angestrebte Gesetzesänderung konnte der Aus- 
schuß deshalb bei allem Verständnis für das Anlie- 
gen der Petenten nicht befürworten. Die absetzba- 
ren Aufwendungen würden sonst ins uferlose ge- 
hen. 


2.6.1 .5 Steuerliche Anerkennung von Ausgaben für 
besonders förderungswürdige Zwecke 

Ausgaben für besonders förderungswürdige Zwecke 
werden steuerlich nur dann berücksichtigt, wenn 
der Empfänger der Spende eine juristische Person 
des Öffentlichen Rechts, eine öffentliche Dienst- 
stelle oder eine gemeinnützige Körperschaft ist, 
Ausgaben, die nicht über eine dieser Organisatio- 
nen, sondern direkt dem förderungswürdigen 
Zweck zugeführt werden, sind steuerlich nicht ab- 
setzbar. Sinn dieser Regelung ist es, den Mißbrauch 
des steuerlichen Abzugs von Spenden nach Mög- 
lichkeit auszuschließen. Daß damit auch gelegent- 
lich Erschwernisse verbunden sind, liegt in der Na- 
tur der Sache und läßt sich nicht vermeiden. Ein 
Petent wollte z. B. Vogelfutter für die Winterfütte- 
rung steuerlich absetzen. Dabei wies er darauf hin, 
daß Wildvögel oft nur überwintern können, wenn 
viele Menschen in Notzeiten Futter bereitstellen. 
Der Ausschuß mußte ihn aus den erwähnten Grün- 
den darauf verweisen, die Spenden einer anerkann- 
ten Organisation zur Verfügung zu stellen. 


2.6.1. 6 Abgabenrechtliche Vergünstigungen für das 
deutsche Zivilpersonal bei den 
NATO-Hauptquartieren 

Eine zum deutschen Zivilpersonal der Bundeswehr 
bei den NATO-Hauptquartieren gehörende Gruppe 
von Petenten forderte für sich gleiche abgaben- 
rechtliche Vergünstigungen, wie sie dem Militärper- 
sonal gewährt werden, das einem Hauptquartier zu- 
geordnet ist. Diese Vergünstigungen sind festgelegt 
im Protokoll über die Rechtsstellung der internatio- 
nalen militärischen Hauptquartiere, die errichtet 
wurden aufgrund des Nordatlantik- Vertrages und 
des dazu abgeschlossenen Ergänzungsabkommens. 

Der BMF verwehrt diese Vergünstigungen dem 
deutschen Zivilpersonal mit Hinweis auf den aus- 
drücklichen Wortlaut des Protokolls und des Ergän- 
zungsabkommens, wonach abgabenfreie Kantinen- 
waren und dergleichen nur das Militärpersonal und 
das dem zivilen Gefolge zuzurechnende Zivilperso- 
nal erwerben dürfen. 

Die unterschiedliche Behandlung deutscher Staats- 
angehöriger je nach ihrer Zugehörigkeit zum Mili- 
tär- oder Zivilpersonal folgt nach Auffassung des 
BMF aus der Gewährung der abgabenrechtlichen 
Vergünstigungen für das deutsche Militärpersonal. 
Diese Regelung habe trotz Bedenken in bezug auf 
den Grundsatz der steuerlichen Gleichbehandlung 
aller Inländer nicht vermieden werden können. Der 
Umstand, daß dem Militärpersonal bei den interna- 
tionalen NATO-Hauptquartieren in bezug auf den 
Einkauf abgabenfreier Waren eine Sonderstellung 
eingeräumt wird, könne kein Grund sein, anderen 
Personen die gleichen abgabenrechtlichen Vergün- 
stigungen zu gewähren. Dies gelte auch für die Pe- 
tenten. 

Ferner müsse auch EG-Recht beachtet werden. Die- 
ses verbiete grundsätzlich, Waren zum Verbrauch 
innerhalb der Gemeinschaft abgabenfrei zu veräu- 
ßern. 

Diesen Argumenten konnte sich der Ausschuß 
nicht verschließen, zumal im Vordergrund der ein- 
schlägigen Bestimmungen die Gleichstellung des 
deutschen Militärpersonals mit dem alliierten Mili- 
tärpersonal in den NATO-Hauptquartieren steht. 

2.6.2 Versicherungswesen 

Die Zahl der Eingaben nahm im Berichtszeitraum 
zu. Sie betrafen schwerpunktmäßig die Lebensver- 
sicherung, die Krankenversicherung und die Kraft- 
fahrtversicherung. Im Vordergrund standen Un- 
stimmigkeiten zwischen den Versicherungsneh- 
mern oder Geschädigten und den Versicherern, ob 
Leistungen zu gewähren sind und in welcher Höhe. 
Vielfach ist eine Klärung nur mit Hilfe von Gutach- 
ten möglich. Damit verlieren viele Versicherungs- 
nehmer oder Geschädigte den Überblick über die 
Abwicklung eines Schadenfalles. Auf Unverständ- 
nis stößt auch vielfach die Tatsache, daß, insbeson- 
dere in der Krankenversicherung, Versicherungs- 
schutz nur in einem begrenzten Rahmen zusteht, 
der durch die allgemeinen und besonderen Versi- 
cherungsbedingungen sowie den Versicherungsver- 


17 



Drucksache 10/1193 


Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


trag gezogen wird. Die Petenten sehen häufig nicht 
ein, daß die Versicherer das Versicherungsrisiko 
auf dieser Basis kalkuliert haben und darüber hin- 
ausgehende Leistungen, die im übrigen zu Lasten 
der anderen Versicherungsnehmer gehen würden, 
nicht erbringen können. 

Der Ausschuß schaltete regelmäßig das Bundesauf- 
sichtsamt für das Versicherungswesen ein. Dieses 
stellte in nahezu allen Fällen fest, daß sich die Ver- 
sicherungsunternehmen korrekt verhalten haben. 
In einzelnen Fällen wirkte es jedoch im Rahmen 
seiner begrenzten Befugnisse und Möglichkeiten 
darauf hin, daß Härten für die Petenten vermieden 
oder abgemildert wurden. 

2.6.3 Lastenausgleich 

Im Bereich des Lastenausgleichs ist die Zahl der 
Eingaben gegenüber den Vorjahren leicht zurück- 
gegangen. Eingaben von Zuwanderern aus der DDR 
und Berlin (Ost) sowie von Aussiedlern, insbeson- 
dere aus den früheren deutschen Ostgebieten, bilde- 
ten den Schwerpunkt. 

2.6.3.1 Hausratverluste in der DDR und Berlin (Ost) 

Eine Reihe von Petenten strebten eine Entschädi- 
gung für in der DDR oder Berlin (Ost) erlittene 
Kriegssachschäden an Hausrat an. 

Durch das 21. Gesetz zur Änderung des Lastenaus- 
gleichsgesetzes vom 18. August 1969 wurden soge- 
nannte Zonenschäden in den Lastenausgleich ein- 
bezogen. Die Entschädigungsregelung wurde aber 
auf die Hauptentschädigung beschränkt. Hierzu 
zwang die schwierige Haushaltslage. 

Die Nicht-Einbeziehung von Hausratschäden er- 
schien vertretbar, weil die im Lastenausgleichsge- 
setz vorgesehenen Hilfen zur Beschaffung von 
Hausrat für die hier zu regelnden Schäden im Rah- 
men des Härtefonds des Lastenausgleichs und nach 
dem Flüchtlingshilfegesetz im wesentlichen in 
gleicher Höhe gewährt wurden. Hiermit waren die 
in der DDR oder Berlin (Ost) Geschädigten den Ver- 
triebenen praktisch gleichgestellt. Die Hausratent- 
schädigung, die der raschen Wiederbeschaffung des 
verlorenen Hausrats dient, konnte im wesentlichen 
schon vor 1960 abgeschlossen werden. 

An den Gründen für die damalige Beschränkung 
der Entschädigungsregelung hat sich nichts geän- 
dert Eine Änderung der bestehenden Vorschriften 
mit dem Ziel, auch die genannten Hausratverluste 
in diese Regelung einzubeziehen, konnte den Peten- 
ten deshalb nicht in Aussicht gestellt werden. 

2.6.3.2 Stichtags- und Aufenthaltsvoraussetzungen 

Ein ständig wiederkehrendes Problem bilden die 
persönlichen Antragsvoraussetzungen für Leistun- 
gen nach dem Lastenausgleichsgesetz (LAG). 

Beispielhaft ist der Fall einer Petentin, deren An- 
trag auf Feststellung eines Vertreibungsschadens 
an der Stichtagsregelung des § 230 Abs. 2 Nr. 1 LAG 
gescheitert war. 


Um antragsberechtigt zu sein, hätte die Petentin 
spätestens sechs Monate nach ihrer Aussiedlung 
am 30. Mai 1958 aus Lodz (Polen) Aufenthalt in der 
Bundesrepublik Deutschland einschließlich Berlin 
(West) nehmen müssen. Sie hielt sich aber bis zum 
8. Dezember 1958 in Österreich auf. Die Petentin 
wandte sich gegen die Nichtberücksichtigung im 
deutschen Lastenausgleich, weil die Entschädigung, 
die die Petentin nach österreichischem Recht erhal- 
ten hatte, wesentlich geringer ausgefallen war, als 
es nach deutschem Recht der Fall gewesen wäre. 
Nach dem deutsch-österreichischen Finanz- und 
Ausgleichsvertrag vom 27. November 1961 über- 
nahm Österreich vor allem die Regelung der Schä- 
den derjenigen Vertriebenen und Umsiedler öster- 
reichischer und deutscher Staatsangehörigkeit oder 
deutscher Volkszugehörigkeit, die am 1. Januar 
1960 in Österreich ihren ständigen Aufenthalt hat- 
ten oder vor diesem Zeitpunkt in Österreich ver- 
storben waren. Ferner wurden die Vertriebenen 
einbezogen, die zwar vor dem 1. Januar 1960 von 
Österreich in die Bundesrepublik Deutschland zu- 
gewandert waren und hier ständigen Aufenthalt ge- 
nommen, aber sich vorher länger als sechs Monate 
in Österreich auf gehalten hatten. Dieser Sachver- 
halt ist im vorliegenden Fall erfüllt. 

Es kann nicht Aufgabe des deutschen Lastenaus- 
gleichs sein, in den Fällen einen Ausgleich vorzu- 
nehmen, in denen die österreichischen Leistungen 
für Vermögensschäden geringer sind als die Ent- 
schädigung im deutschen Lastenausgleich. Die 
Bundesrepublik Deutschland hat seinerzeit zu der 
österreichischen Regelung durch Zahlung einer 
Pauschalsumme von 125 Mio. DM beigetragen. Da- 
mit hat die Bundesrepublik Deutschland ihre 
Schutz- und Fürsorgepflicht gegenüber den nach 
Österreich gelangten vertriebenen und umgesiedel- 
ten Deutschen erfüllt. Der Ausschuß sah deshalb in 
derartigen Fällen keine Möglichkeit zu helfen. 


2.6.4 Zusatzversorgung des Bundes und der Länder 

Die Mehrzahl der Eingaben zu diesem Bereich 
hatte ihre Ursache im 2. Haushaltsstruktur gesetz, 
das eine Doppel- oder Mehrfachversorgung ab 1. Ja- 
nuar 1982 durch entsprechende Kürzungs- und An- 
rechnungsvorschriften ein schränkt. Demzufolge 
richteten sich die Eingaben gegen die Kürzung der 
Rente der Versorgungsanstalt des Bundes und der 
Länder (VBL) bzw. gegen die Rückforderung über- 
zahlter Leistungen. 

Die Zusatzversorgung bei der VBL ist nicht Teil der 
vom Staat getragenen gesetzlichen Sozialversiche- 
rung. Das Versicherungsverhältnis, aufgrund des- 
sen die Arbeitnehmer der an der VBL beteiligten 
Arbeitgeber bei der Anstalt versichert sind, ist nicht 
durch Gesetz geregelt und nach der ständigen 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs privat- 
rechtlicher Natur. Das Leistungsrecht der Anstalt 
richtet sich nach der Anstaltssatzung. Die Reichs- 
versicherungsordnung (RVO), das Angestelltenver- 
sicherungsgesetz (AVG) und das Reichsknapp- 
schaftsgesetz (RKG) haben für das Leistungsrecht 
der VBL keine unmittelbare Wirkung, da es sich 


18 




Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode DruCkSdChO 10/1193 


hier um gesetzliche Vorschriften der Sozialversi- 
cherung handelt; sie gelten nur insoweit, als in der 
Satzung auf sie verwiesen wird. Bei Meinungsver- 
schiedenheiten über die Auslegung der Satzungs- 
vorschriften bezüglich Rechte und Pflichten der 
Versicherten entscheidet nicht der BMF als Auf- 
sichtsbehörde. Vielmehr sind hierzu gemäß § 61 der 
Anstaltssatzung die ordentlichen Gerichte oder die 
Schiedsgerichte der VBL berufen. 

Auch Änderungen der Anstaltssatzung sind nicht 
Sache der Aufsicht oder des Gesetzgebers, sondern 
des Verwaltungsrates. In diesem hat der Bund ein 
Mitspracherecht über den BMI (oder dessen Vertre- 
ter), der zuständig ist für das Arbeits- und Tarif- 
recht der Arbeitnehmer des Bundes. Da es sich also 
um ein privatrechtliches Versicherungsverhältnis 
handelt, konnte sich der Ausschuß nicht für die Be- 
troffenen einsetzen; er veranlaßte aber, daß den Pe- 
tenten durch den Präsidenten der VBL die Sach- 
und Rechtslage ausführlich erläutert wurde. Zu der 
Rückforderung überzahlter Anstaltsleistungen ist 
noch allgemein zu bemerken, daß die VBL grund- 
sätzlich gehalten ist, derartige Leistungen zurück- 
zufordern. Die Verpflichtung hierzu beruht darauf, 
daß die VBL kein eigenes Vermögen besitzt und die 
eingehenden Umlagen und Beiträge sowie die hier- 
auf beruhenden Erträge ausschließlich zur Bestrei- 
tung der satzungsgemäßen Leistungen verwenden 
muß. Lediglich in Ausnahmefällen ist sie berechtigt, 
die Rückzahlung überzahlter Leistungen zur Ver- 
meidung einer besonderen Härte ganz oder teil- 
weise zu erlassen. Die Entscheidung darüber, ob der 
Erlaß im Einzelfall angebracht ist, liegt ausschließ- 
lich im pflichtgemäßen Ermessen der VBL. 


2.7 Bundesminister für Wirtschaft (BMWi) 

1983 gingen zum Geschäftsbereich des BMWi 65 
Beschwerden ein gegenüber 74 im Vorjahr. Die Ein- 
gaben betrafen wieder vor allem Fragen der Ener- 
gieeinsparung und der Preisgestaltung für die ver- 
schiedenen Arten der Energie. 

2.7.1 Anrechnung des Besuchs einer höheren 

Berufsfachschuie als erstes Ausbildungsjahr 

Im Bereich der beruflichen Bildung regte eine Pe- 
tentin an, die Berufsfachschul-Anrechnungs-Ver- 
ordnung i. d. F. vom 22. Juni 1973 zu ändern. Sie 
beanstandete, daß der erfolgreiche Besuch einer 
Berufsfachschule als erstes Ausbildungsjahr ange- 
rechnet werde, während dies beim Besuch einer hö- 
heren Berufsfachschule, wie z. B. der „Höheren 
Handelsschule“ nicht vorgeschrieben sei. 

Der BMWi teilte hierzu mit, daß zur Überarbeitung 
der o. a. Verordnung Gespräche in einer Bund-Län- 
der-Arbeitsgruppe stattfänden. Gegenstand der Dis- 
kussion sei u. a. auch die Frage der Einbeziehung 
des Besuchs der „Höheren Handelsschule“. Dabei 
habe sich herausgestellt, daß es für diese Schulform 
in den Ländern kein einheitliches Erscheinungsbild 
gebe. In manchen Ländern sei dieser Schultypus 
abgeschafft. Im übrigen seien die Unterrichtsin- 
halte unterschiedlich und manchmal nicht mehr 


hinreichend berufsbezogen. Eine allgemeine An- 
rechnung durch Rechtsverordnung sei deshalb pro- 
blematisch. Eine individuelle Anrechnung in geeig- 
neten Fällen nach § 29 Abs, 2 des Berufsbildungsge- 
setzes sei vorzuziehen. 

Die Eingabe wurde dem BMWi für die weiteren 
Überlegungen als Material für die Überarbeitung 
der o. a. Verordnung überwiesen. 

2.8 Bundesminister für Ernährung, 

Landwirtschaft und Forsten (BML) 

Durch zahlreiche Eingaben zum Tierschutz erhöhte 
sich die Zahl der Petitionen zu diesem Geschäftsbe- 
reich beträchtlich. Sie betrug im Berichtszeitraum 
269 gegenüber 108 in 1982. Dabei sind die Massen- 
und Sammeleingaben nicht berücksichtigt. 

2.8.1 Zwangsfütterung von Gänsen 

Zahlreiche Petenten wandten sich gegen die 
Zwangsfütterung von Gänsen. Sie forderten, die 
Einfuhr von Erzeugnissen aus sogenannten ge- 
stopften Gänsen, insbesondere von Gänseleberpa- 
stete, zu verbieten. 

Der Ausschuß schloß sich dieser Forderung an und 
empfahl, die inzwischen etwa 18 000 Sammel- und 
Masseneingaben der Bundesregierung zur Berück- 
sichtigung zu überweisen. 

Die Zwangsmast von Gänsen ist nach deutschem 
Recht als Tierquälerei verboten, während sie in an- 
deren EG-Ländern noch erlaubt ist. Der BML hatte 
daher im Hinblick auf den EG-Grundsatz des freien 
Warenverkehrs gegen ein Einfuhrverbot bzw. gegen 
eine tierschutzrechtliche Ermächtigung zu einem 
solchen Einfuhrverbot Bedenken erhoben; der Ver- 
dacht auf tierschutzwidrige Handlungen im Aus- 
land bei der Herstellung bestimmter Erzeugnisse 
könne zu einer solch einschneidenden Maßnahme 
nicht ausreichen. 

Das Europa-Parlament sah in einer Entschließung 
keinen Grund für eine Einschränkung oder ein Ver- 
bot des Mästens von Gänsen. Nach Auffassung des 
Petitionsausschusses liegt jedoch eindeutig eine 
tierschutzwidrige Nutztierhaltung vor. Er sprach 
sich daher gleichzeitig dafür aus, die Eingaben dem 
Europäischen Parlament zur Kenntnis zu überwei- 
sen. 


2.8.2 Einfuhr von Meeresschildkröten 

,Auch zu der Forderung nach einem Einfuhrverbot 
für Meeresschildkröten und daraus gewonnenen 
Erzeugnissen gingen beim Petitionsausschuß ca. 
10 500 Massenpetitionen ein. Der Petitions ausschuß 
unterstützte das Anliegen der Tierschützer, die 
über den Gedanken der Artenerhaltung hinaus die 
Tötungs- und Transportmethoden der Exportländer 
beanstandeten. Aufgrund der Anhörung im Aus- 
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
des Deutschen Bundestages zu einem gleichlauten- 
den Entschließungsantrag kam er zu der Überzeu- 
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gung, daß nur ein Einfuhrverbot für Meeresschild- 
kröten und daraus gewonnener Erzeugnisse dem 
Schutz dieser Tierart Rechnung tragen könne. Dies 
gelte vor allem im Hinblick darauf, daß die Bundes- 
republik Deutschland bislang einer der Hauptab- 
nehmer von Schildkrötenprodukten gewesen sei. 
Die bestehenden Prüfungs- und Auslegungsproble- 
me bei den Einfuhrdokumenten für die Kontroll- 
und Vollzugsbehörden ließen eine andere Lösung 
nicht zu. 

Nachdem der Deutsche Bundestag auf Empfehlung 
des Fachausschusses am 10. November 1983 be- 
schlossen hatte, die Einfuhr von Meeresschildkrö- 
ten und daraus gewonnenen Erzeugnissen zu kom- 
merziellen Zwecken in die Bundesrepublik Deutsch- 
land zu verbieten (vgl. Plenarprotokoll 10/33 vom 
10. November 1983), waren die Petitionen im Sinne 
der Petenten als erledigt anzusehen (vgl. Plenarpro- 
tokoll 10/45 vom 9. Dezember 1983). 


2.8.3 Massentierhaltung 

Der Ausschuß unterstützte auch die Forderungen 
von Tierschützern nach einem Verbot der Massen- 
tierhaltung. Er hatte sich mit rund 18 000 Massen- 
eingaben zu befassen, in denen insbesondere ein 
Verbot der Käfighaltung von Legehennen gefordert 
wird. Der BML hat dazu mitgeteilt, daß sich der EG- 
Ministerrat bisher über einheitliche Regelungen 
noch nicht habe einigen können. Ein nationaler Al- 
leingang auf dem Gebiet der Massentierhaltung 
würde nach seiner Ansicht die Produktions- und 
Wettbewerbsbedingungen der deutschen Erzeuger 
„in existenzgefährdender Weise“ verändern. 

Nach Ansicht des Ausschusses sollten in der Geset- 
zesnovelle zum Tierschutz die Kriterien der art- 
und verhaltensgerechten Haltung stärkere Beach- 
tung finden. Bestimmte Formen der Nutztierhal- 
tung, die das Wohl der Tiere beeinträchtigen oder 
ihnen sogar Schmerzen, Leiden oder Schäden zufü- 
gen, sollten verboten werden. Der Ausschuß sprach 
sich daher dafür aus, die Eingaben der Bundesre- 
gierung zur Erwägung und — im Hinblick auf eine 
EG-einheitliche Regelung — dem Europäischen 
Parlament zur Kenntnisnahme zu überweisen. 


2.8.4 Einfuhr von Robbenfellen 

Die zahlreichen zu dieser Problematik eingegange- 
nen Petitionen haben den Ausschuß schon im Vor- 
jahr beschäftigt (vgl. Ziffer 2.7.3, S. 13). Sie konnten 
nunmehr als positiv erledigt angesehen werden. 

Unter maßgeblicher Mitwirkung der Bundesregie- 
rung wurde auf der Ratstagung der EG-Umweltmi- 
nister vom 28. Februar/ 1. März 1983 die sogenannte 
„Robbenrichtlinie“ beschlossen. Diese am 1. Okto- 
ber 1983 in Kraft getretene Richtlinie verpflichtet 
die EG-Mitgliedstaaten, alle erforderlichen Maß- 
nahmen zu treffen oder beizubehalten, die sicher- 
stellen, daß Felle von jungen Sattel- und Mützen- 
robben sowie Waren daraus nicht mehr in ihr Ge- 
biet eingeführt werden. Soweit sich diese durch die 


Richtlinie übernommene Verpflichtung nicht lük- 
kenlos einhalten läßt, wird die Bundesregierung ein 
gesetzliches Einfuhrverbot erlassen. Der Ausschuß 
begrüßte die schon zu Beginn des Jahres 1983 initi- 
ierte Selbstbeschränkung des Handels und der ge- 
werblichen Wirtschaft auf freiwilliger Basis. 


2.9 Bundesminister für Arbeit und 
Soziaiordnung (BMA) 

Zum Geschäftsbereich des BMA gingen 2 719 Ein- 
gaben gegenüber 2 973 im Vorjahr ein. Dies waren 
21,6 V. H. aller Petitionen (1982: 21,8 v. H.). 

Dem Bereich „Sozialordnung“ waren 1 675 Petitio- 
nen zuzuordnen (ca. 13,3 v. H.), dem Bereich „Ar- 
beit“ 1 044 (ca. 8,3 v. H.). 

2.9.1 Sozialordnung 

Die Eingaben betrafen wieder vor allem die gesetz- 
liche Renten-, Kranken- und Unfallversicherung. 

Zahlreiche Eingaben richteten sich gegen die durch 
das Rentenanpassungsgesetz 1982 eingeführte Be- 
teiligung der Rentner an den Kosten ihrer Kran- 
kenversicherung. 

2.9.1. 1 Einschränkungen bei Kuren 

Bereits 1982 hatten sich mehrere Kurheime gegen 
die 1981 vom Gesetzgeber beschlossenen Sparmaß- 
nahmen im Bereich der medizinischen Rehabilita- 
tion gewandt. In den Petitionen wird darauf hinge- 
wiesen, daß insbesondere die Begrenzung der Kur- 
berechtigung auf Fälle, in denen die Erwerbsfähig- 
keit bereits gemindert oder erheblich gefährdet ist, 
zu einem einschneidenden Rückgang der Kuren 
beigetragen habe. Im Hinblick hierauf habe die 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte (BfA) 
sämtliche mit den Kurheimen bestehende Bele- 
gungsverträge gekündigt und damit die Existenz 
der Betriebe gefährdet. 

Der Ausschuß sah keine Veranlassung, auf eine 
Korrektur der kritisierten Regelung hinzuwirken, 
weil der Gesetzgeber den Zugang zu Kuren für die- 
jenigen Versicherten bewußt erschweren wollte, die 
dieser Maßnahme nicht unbedingt bedürfen. Im üb- 
rigen war der 1982 verzeichnete, erhebliche Rück- 
gang an Kurbewilligungen nach den Feststellungen 
des Ausschusses nur zum kleineren Teil auf die 
gesetzlichen Sparmaßnahmen zurückzuführen; er 
beruhte weit mehr auf einer Zurückhaltung der 
Versicherten bei den Kuranträgen im Hinblick auf 
die allgemeine Wirtschaftslage, vor allem aus Sorge 
um die Erhaltung des Arbeitsplatzes. 

Die schwieriger gewordene Situation in den Heilbä- 
dern und Kurorten hat den Deutschen Bundestag 
bereits im Zusammenhang mit der Kleinen Anfrage 
der Fraktion der CDU/CSU vom 27. Mai 1982 
(Drucksache 9/1937) und dem Gesetzentwurf der 
SPD zur Zurücknahme der Kostenbeteiligung vom 
8. Juni 1983 (Drucksache 10/120) allgemein beschäf- 
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tigt. Der Petitions ausschuß hat deshalb vor allem 
die Frage geprüft, ob unter den vom Rückgang der 
Kuren betroffenen Rehabilitationseinrichtungen 
nicht ein angemessener Ausgleich geschaffen wer- 
den könnte. Er hat diese Möglichkeit eingehend mit 
Vertretern des Verbandes Deutscher Rentenversi- 
cherungsträger und der BfA erörtert und dazu eine 
nochmalige Prüfung durch den Ärztlichen Dienst 
der BfA veranlaßt. Es zeigte sich jedoch, daß die 
Kurheime von ihrer sachlichen und personellen 
Ausstattung her nicht geeignet sind, derart schwere 
Fälle zu behandeln, bei denen eine erhebliche Ge- 
fährdung der Erwerbsfähigkeit vorliegt oder diese 
bereits gemindert ist Der Ausschuß sah sich infol- 
gedessen außerstande, das Anliegen der Petenten 
zu unterstützen. 

2.9.1 .2 Anrechnung von Erziehungsjahren in der 
Rentenversicherung 

Unter Hinweis auf die Regierungserklärung vom 
13. Oktober 1982 forderten rund 500 Petenten in 
Postkartenaktionen, Zeiten der Kindererziehung 
sobald wie möglich in der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung zu berücksichtigen. Die Bundesregierung 
bestätigte in ihrer Stellungnahme ihre grundsätzli- 
che Bereitschaft, die soziale Sicherung der Frau zu 
verbessern und die Anrechnung von Erziehungs- 
jahren in der Rentenversicherung einzuführen. An- 
gesichts der derzeit schwierigen Finanz Situation 
könne sie allerdings jetzt keinen Vorschlag ma- 
chen, der die Leistungskraft der öffentlichen Haus- 
halte weiter belaste. Abschließende Entscheidun- 
gen seien erst im Rahmen des Gesamtkonzepts ei- 
ner Reform der Hinterbliebenenversorgung und der 
sozialen Sicherung der Frau möglich, wenn sämtli- 
che Kosten dieser Maßnahmen im einzelnen be- 
kannt seien. 

Unter den genannten Umständen konnte auch der 
Petitionsausschuß den Petenten eine kurzfristige 
Erfüllung ihres Anliegens nicht in Aussicht stellen. 
Er überwies jedoch eine Mustereingabe der Bun- 
desregierung als Material. 

2.9.1. 3 Anrechnung von Zeiten der Zwangsarbeit 

Schon im Jahre 1982 hatten mehrere Petenten be- 
anstandet, daß ihnen Zeiten, in denen sie während 
des Zweiten Weltkrieges als polnische Zwangsar- 
beiter in Deutschland beschäftigt waren, in der ge- 
setzlichen Rentenversicherung nicht angerechnet 
würden. Die zuständigen Versicherungsträger hat- 
ten die Anerkennung verweigert, weil die Petenten 
nicht versicherungspflichtig beschäftigt gewesen 
waren. 

Anders als sonst in Fällen dieser Art schied auch 
eine fiktive Nachversicherung nach geltendem 
Fremdrentenrecht aus, weil die Petenten zum ge- 
forderten Stichtag 30. Juni 1950 nicht in der Bun- 
desrepublik Deutschland gelebt hatten. 

Der Ausschuß sah in der geltenden Regelung für 
die Betroffenen eine unzumutbare Härte. Nach An- 
hörung von Vertretern der zuständigen Bundesmi- 
nisterien wurde die Eingabe deshalb auf Antrag des 


Ausschusses der Bundesregierung zur Erwägung 
überwiesen. In seiner Antwort hat der BMA mitge- 
teilt, daß er bei nächster Gelegenheit eine auf den 
hier angesprochenen Personenkreis begrenzte Ge- 
setzesänderung Vorschlägen werde, nach der alle 
einschlägigen Deportationszeiten auf Antrag auch 
nachträglich zu berücksichtigen seien. Vorauszuset- 
zen sei allerdings, daß die Betroffenen in der Bun- 
desrepublik lebten. 

Inzwischen hat jedoch der BMF der beabsichtigten 
Rechtsänderung im Hinblick auf die gegenwärtige 
Finanzlage seine Zustimmung verweigert. Damit 
kann mit einer kurzfristigen Lösung des Problems 
nicht mehr gerechnet werden. Der BMA beabsich- 
tigt, die Angelegenheit bei der weiteren Strukturre- 
form der Rentenversicherung erneut aufzugreifen. 

2.9.1. 4 Renten aus dem Ausland 

Bereits in den Jahresberichten 1980 und 1981 hat 
der Ausschuß die Schwierigkeiten vieler Petenten 
mit ausländischen Rentenversicherungsträgern, 
insbesondere in Italien und Jugoslawien, darge- 
stellt. Auch im Jahre 1983 sind weiter Beschwerden 
eingegangen. Vor allem führten die lange Dauer der 
Rentenfestsetzungsverfahren und unregelmäßige 
oder stark verzögerte Auszahlung der Renten zu 
Eingaben. 

Einige Petitionen konnten inzwischen nach lang- 
wierigen Bemühungen positiv abgeschlossen wer- 
den. 

Die Verfahrensweise der zuständigen italienischen 
Behörden veranlaßte den Petitions ausschuß in ei- 
nem Falle, die Petition an die Bundesregierung zur 
Berücksichtigung zu überweisen. Ein Petent hatte 
sich nach seiner Übersiedlung aus Italien mehr als 
ein Jahr vergeblich um Überweisung seiner italieni- 
schen Rente bemüht. Damit wollte der Ausschuß 
das Bemühen der Bundesregierung unterstützen, 
gegenüber den italienischen Stellen auf schnellere 
und reibungslosere Abwicklung der Verfahren hin- 
zuwirken. Außerdem schlug der Ausschuß dem 
Bundestag die Überweisung der Eingabe an das Eu- 
ropäische Parlament vor, da bei der Behandlung 
dieser und ähnlicher Fälle Verzögerungen eingetre- 
ten seien, die nicht mit dem Sinngehalt der auf 
europäischer Ebene im Bereich der sozialen Siche- 
rung getroffenen Regelungen zu vereinbaren sei. 
Das Europäische Parlament hat die Petition inzwi- 
schen zur Prüfung an seinen Ausschuß für Ge- 
schäftsordnung und Petitionen überwiesen. Ein Er- 
gebnis liegt noch nicht vor. 

Im Januar 1984 hat der Ausschuß die Problematik 
mit Staatssekretär Baden vom BMA erörtert. Der 
Ausschuß beschloß, die Bundesregierung aufzufor- 
dern, nach Verbesserungsmöglichkeiten zu suchen. 
Außerdem sollte die Bundesregierung dieses Pro- 
blem erneut auf europäischer Ebene vortragen und 
dort nach praktikablen und dauerhaften Lösungen 
suchen. Die Bundesregierung wurde um einen Be- 
richt über ihre Bemühungen und Fortschritte auf 
bilateraler Ebene bis Ende April 1984 gebeten; über 
ihre Schritte auf europäischer Ebene soll sie bis 
spätestens Ende Juli 1984 berichten. 
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2.9.1. 5 Bearbeitungsdauer von Rentenanträgen bei der BfA 

Aufgrund von Petitionen erhielt der Petitionsaus- 
schuß Ende 1982 Kenntnis davon, daß bei der BfA 
Verzögerungen bei der Rentenberechnung und bei 
der Erteilung der Rentenbescheide eingetreten wa- 
ren. Die Überprüfung ergab, daß dieser Stau nicht 
von der BfA zu vertreten war. Vielmehr waren 
Schwierigkeiten bei den Programmierarbeiten ent- 
standen, weil die BfA erst nach Vorlage des Ent- 
wurfs des Haushaltsbegleitgesetzes 1983 am 4. No- 
vember 1982 einen endgültigen Überblick über alle 
notwendigen Programmänderungen bekommen 
hatte. Hierdurch bedingt konnten etwa einen Mo- 
nat lang keine Rentenbescheide erteilt werden. 
Eine an sich mögliche Erteilung von Vorschußbe- 
scheiden unterließ die BfA, um dadurch die Bear- 
beitungsdauer der Rentenanträge nicht weiter zu 
verlängern. 

Nachdem die Petenten ihre Rentenbescheide erhal- 
ten hatten, bezeichneten sie ihre Petition als erle- 
digt. 

2.9.1 .6 Übernahme der Kosten für Abführmittel durch die 
Krankenversicherung 

Mehrere Schwerbehinderte (insbesondere Quer- 
schnittsgelähmte und andere Rollstuhlfahrer) ha- 
ben beim Petitionsausschuß darüber Beschwerde 
geführt, daß die Krankenkassen seit dem Inkraft- 
treten des geänderten § 182 f der Reichsversiche- 
rungsordnung (RVO) am 1. April 1983 die Kosten 
für vom Arzt verordnete Abführmittel nicht mehr 
übernehmen. 

Mit Hilfe des Bundesver Sicherungsamtes (BVA) als 
Aufsichtsbehörde der Krankenkassen erreichte der 
Petitionsausschuß, daß die betroffenen Kranken- 
kassen schon vor Verabschiedung von Härtefall- 
Richtlinien bei den Petenten einen Härtefall aner- 
kannten und die Kosten für vom Arzt verordnete 
Abführmittel übernahmen. 

Die Spitzenverbände der Krankenkassen kamen 
überein, selbst keine Härtefallregelung zu erlassen; 
nach ihrer Auffassung ist dies Axifgabe der zustän- 
digen Krankenkasse, da diese im Einzelfall über die 
Anwendung der Regelung entscheiden muß. 

Der Petitionsausschuß äußerte gegenüber dem 
BMA die Erwartung, daß bei Notwendigkeit regel- 
mäßiger Einnahme von Abführmitteln die Kran- 
kenkassen einen Härtefall anerkennen. 

2.9.1. 7 Perücken für Männer als Leistung der 
Krankenversicherung 

Durch die Eingabe des leitenden Arztes eines städ- 
tischen Krankenhauses erhielt der Petitionsaus- 
schuß Kenntnis davon, daß einem an Krebs er- 
krankten Patienten von seiner Krankenkasse die 
Übernahme der Kosten für die Beschaffung einer 
Perücke abgelehnt worden war. 

Der Petitionsausschuß erreichte, daß die Kranken- 
kasse dem Antrag ohne besondere vertrauensärztli- 
che Prüfung stattgab. Die Krankenkasse wird künf- 


tig immer dann auf eine vertrauensärztliche Prü- 
fung verzichten, wenn im Zusammenhang mit der 
Verordnung einer Perücke ersichtlich ist, daß der 
plötzliche Haarausfall die Folge einer chemothera- 
peutischen Behandlung ist. Zudem enthält der von 
den Spitzenverbänden der Krankenkassen aufge- 
stellte Hilfsmittelkatalog nunmehr die Übernahme 
der Kosten einer Perücke auch für männliche Ver- 
sicherte im Falle eines krankheitsbedingten plötzli- 
chen Haarausfalles. 

2.9.1 .8 Krankenversicherung der Rentner 

Etwa 250 Petenten wandten sich gegen die Neure- 
gelung des Beitragsrechts in der Krankenversiche- 
rung der Rentner zum 1. Januar 1983, durch die 
jeder Rentner, der Mitglied in der gesetzlichen 
Krankenversicherung ist, Beiträge entsprechend 
seiner wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit zu ent- 
richten hat. Der Beitragsbemessung wurden auf- 
grund der Neuregelung auch Versorgungsbezüge 
sowie Arbeitseinkommen, die neben der Rente be- 
zogen werden, zugrunde gelegt. Da es nach dem 
Willen des Gesetzgebers das Ziel der Neuregelung 
der Krankenversicherung der Rentner war, alle 
Versicherten entsprechend ihrer wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit mit den Krankenversicherungs- 
beiträgen zu belasten, konnte der Petitionsaus- 
schuß diesen Petenten keine Änderung des gelten- 
den Rechts in Aussicht stellen. 

2.9.1. 9 Freiwillig krankenversicherte Rentner 

Mehrere Rentner, die freiwillig in der gesetzlichen 
Krankenversicherung Mitglied sind, wandten sich 
dagegen, daß sie hinsichtlich der Berechnung ihrer 
Krankenversicherungsbeiträge schlechter gestellt 
seien als pflichtversicherte Rentner, wenn sie ne- 
ben ihrer Rente auch beitragspflichtige Versor- 
gungsbezüge erhalten. Freiwillig versicherte Rent- 
ner müssen dann Beiträge nach dem vollen Bei- 
tragssatz, pflichtversicherte Rentner jedoch nur 
nach einem halben (ggf. durchschnittlichen) Bei- 
tragssatz zahlen. 

Diese Unterscheidung wird vom Petitionsiausschuß 
deshalb für gerechtfertigt gehalten, weil pflichtver- 
sicherte Rentner während ihrer aktiven Tätigkeit 
die Krankenversicherung der Rentner in höherem 
Maße mitfinanziert haben als diejenigen, deren 
Vorversicherungszeit für eine Pflichtversicherung 
in der Krankenversicherung der Rentner nicht aus- 
reicht. 

2.9.1.10 Organisationsmängel bei einer 
Berufsgenossenschaft 

Zu einem befriedigenden Abschluß kamen die Be- 
mühungen um Beseitigung der in den Jahresberich- 
ten 1980, 1981 und 1982 auf gezeigten Bearbeitungs- 
mängel bei der Berufsgenossenschaft für Gesund- 
heitsdienst und Wohlfahrtspflege in Hamburg. Da- 
von waren mehr als 200 000 Mitgliedsbetriebe mit 
rd. 1,5 Mio. Versicherten betroffen. Nach einem er- 
gänzenden Bericht des Bundesversicherungsamtes 
(BVA) sind die vorhandenen Bearbeitungsrück- 
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stände abgebaut und die personellen und organisa- 
torischen Probleme weitgehend gelöst. Der Aus- 
schuß hat das BVA im September 1983 gebeten, die 
weitere Entwicklung bei der Berufsgenossenschaft 
zu beobachten und zum 1. Februar 1985 nochmals 
zu berichten. 

2.9.1.11 Gebührenordnung für Arzte 

Einige Petenten wandten sich gegen die am 1. Ja- 
nuar 1983 in Kraft getretene neue Gebührenord- 
nung für Ärzte (GOÄ), welche die Ärzte dazu verlei- 
te, durch Honorarvereinbarungen Gebühren zu for- 
dern, die über den festgelegten Sätzen liegen. Dies 
führe dazu, daß weder die Leistungen der privaten 
Krankenversicherung ausreichten, die Kosten zu 
decken, noch die im öffentlichen Dienst gewährten 
Beihilfen zusammen mit den Leistungen einer er- 
gänzenden Privatversicherung den vertraglich ver- 
einbarten Gebührensatz erreichten. 

Die Prüfung der Petitionen ergab, daß es ein verfas- 
sungsrechtlich bedenklicher Eingriff in das Recht 
der ärztlichen Berufsausübung wäre, wenn die 
Möglichkeit einer abweichenden Honorarvereinba- 
rung beseitigt würde. Grenzen für die Zulässigkeit 
des Abschlusses von Honorarvereinbarungen erge- 
ben sich aber aus den ärztlichen Berufsordnungen, 
dem Kartellgesetz und dem Strafgesetzbuch. 


2.9.2 Arbeitsverwaltung 

Auch 1983 betrafen die Eingaben vor allem Be- 
schwerden über Entscheidungen und über lange 
Bearbeitungszeiten von Leistungsanträgen durch 
Arbeitsämter. Viele Eingaben kamen auch wegen 
der Kürzungen im Bereich des Arbeitsförderungs- 
gesetzes. 

2.9.2.1 Mangelnde Zusammenarbeit zwischen Arbeite- und 
Sozialverwaltung in Berlin 

Dem Ausschuß lagen Beschwerden über die man- 
gelnde Zusammenarbeit der Berliner Arbeitsver- 
waltung mit Berliner Sozialämtern vor. Durch die 
lange Bearbeitungsdauer von Anträgen auf Arbeits- 
losengeld oder Arbeitslosenhilfe waren die Antrag- 
steller häufig gezlwungen, zunächst Leistungen der 
Sozialhilfe in Anspruch zu nehmen. Nach einer Um- 
frage bei den Berliner Sozialbehörden sind im 
Durchschnitt über 50 v. H. aller neu hinzukommen- 
den Sozialhilfeempfänger Arbeitslose (im Bezirks- 
amt Neukölln sogar 67 v. H.), deren Anträge bei der 
Arbeitsverwaltung noch nicht abschließend bear- 
beitet werden konnten. Dies führt zu einer Mehrbe- 
lastung vor allem der Sozialämter, da vorgeleistete 
Sozialhilfe später mit den Arbeitsämtern verrech- 
net werden muß. 

In einer gemeinsamen Sitzung des Petitionsaus- 
schusses des Deutschen Bundestages mit dem Peti- 
tionsausschuß des Abgeordnetenhauses von Berlin 
am 29. September 1983 bestand Übereinstimmung, 
daß bei Vorlage der vollständigen Antragsunterla- 
gen eine durchschnittliche Bearbeitungszeit von 


acht bis zehn Tagen nicht zu beanstanden ist 
Lange Wartezeiten entstehen aber dadurch, daß die 
Antragsunterlagen nicht sofort vollständig vorge- 
legt werden können. 

Der Ausschuß forderte daher, bei grundsätzlicher 
Anerkennung der Leistungspflicht großzügiger zu 
verfahren, so daß mehr als bisher Vorschußzahlun- 
gen gemäß § 140 Arbeitsförderungsgesetz (AFG) ge- 
leistet werden können. Ferner sollten die Vorschuß- 
zahlungen kassentechnisch sichergestellt werden 
(z. B. durch bargeldlosen Zahlungsverkehr oder 
eine erhöhte Kassenhaltung bei den Zahlstellen der 
Arbeitsämter). 

Um eine Entlastung der Sozialämter herbeizufüh- 
ren, war 1982 nach Absprache mit den Bezirksäm- 
tern Kreuzberg und Schöneberg beim Arbeitsamt 
ly ein Modellversuch erprobt worden, wonach 
grundsätzlich alle Leistungsanträge entgegenge- 
nommen wurden, auch soweit sie nicht entschei- 
dungsreif waren. Dieses Verfahren l^at nach Aussa- 
gen der betroffenen Behörden zu einem spürbaren 
Rückgang des Publikumsverkehrs, zur Vermeidung 
von Doppelarbeit und beschleunigter Gewährung 
von Leistungen geführt. Obwohl sich die beteiligten 
Behörden für eine Fortführung des Versuches aus- 
gesprochen hatten, wies die Bundesanstalt für Ar- 
beit (BA) das Landesarbeitsamt Berlin an, dieses 
Verfahren einzustellen. 

Der Ausschuß hat die Bundesanstalt für Arbeit auf- 
gefordert, diesen beim Arbeitsamt IV laufenden 
Modellversuch zunächst bis Mai 1984 fortzuführen 
und darüber hinaus eine Ausdehnung auf die ande- 
ren Berliner Arbeitsämter zu prüfen. Der Ausschuß 
regte hierzu Gespräche zwischen dem Senator für 
Gesundheit, Soziales und Familie und dem Präsi- 
denten des Landesarbeitsamtes Berlin an, damit 
die bisher gewonnenen Erkenntnisse aus dem Mo- 
dellversuch im Interesse der beteiligten Behörden 
dauerhaft zu einer besseren Betreuung der Arbeits- 
losen führen. 

Er hat ferner den BMA aufgefordert, durch entspre- 
chende Weisungen genauer als bisher festzulegen, 
wann eine Leistung „dem Grunde nach“ feststeht. 

Für Vorschußzahlungen bei Arbeitslosenhilfe in je- 
nen Fällen, in denen Unterhaltsansprüche gegen 
Dritte bestehen, sagte die Bundesregierung wirksa- 
mere Verfahren zu. 

2.9.2.2 Zahlung von Arbeitslosengeld nach Ausreise aus der 
DDR 

Erst mit Hilfe des Petitionsausschusses konnten 
zwei ehemalige DDR-Bewohner Arbeitslosengeld in 
voller Höhe erhalten. Beide Übersiedlerinnen hat- 
ten nach Stellung ihres Ausreise antrages ihren Ar- 
beitsplatz in der DDR verloren. 

In einem Falle wurde der Antrag auf Arbeitslosen- 
geld abgelehnt, da die Petentin in den unmittelbar 
vorangegangenen drei Jahren nicht mindestens ein 
halbes Jahr berufstätig gewesen ist. Da jedoch die 
Ursache ihrer Arbeitslosigkeit der Ausreiseantrag 
war, behandelte das Arbeitsamt ihren Antrag auf 
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Intervention des Petitionsausschusses so, als hätte 
die Petentin bis zu ihrer Ausreise eine entspre- 
chende Beschäftigung ausgeübt und gewährte ihr 
rückwirkend Arbeitslosengeld. 

Im anderen Falle hatte ein Arbeitsamt zunächst die 
mögliche Höchstanspruchsdauer von 312 Tagen 
nicht anerkannt; es sah die Voraussetzungen für 
Leistungen im Hinblick auf die Dauer der vorange- 
gangenen Beschäftigung in der DDR ebenfalls als 
nicht gegeben an. Der Ausschuß erreichte auch 
hier, daß die Höchstanspruchsdauer anerkannt und 
Arbeitslosengeld gewährt wurde, weil auch bei die- 
ser Petentin der Ausreiseantrag zum Verlust des 
Arbeitsplatzes in der DDR geführt hatte. Die Ent- 
scheidung der Arbeitsämter war in beiden Fällen 
fehlerhaft, weil nach einem Erlaß des BMA vom 
24. April 1979 Leistungen nach dem Arbeitsförde- 
rungsgesetz zu erbringen waren. 

Diese und andere gleichgelagerte Fälle machen 
deutlich, daß bei den einzelnen Arbeitsämtern die 
Möglichkeiten einer Leistungsgewährung an Aus- 
siedler aus der DDR nach dem Arbeitsförderungs- 
gesetz nicht ausreichend bekannt sind. Der Aus- 
schuß hat daher den BMA gebeten, die Arbeitsäm- 
ter nochmals ausdrücklich von der Bundesanstalt 
für Arbeit auf die entsprechenden Regelungen hin- 
weisen zu lassen. 

2.9.2.3 Krankenversicherung bei Arbeitslosengeldbezug 

Nach dem Arbeitsförderungsgesetz ist jeder, der 
Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe oder Unter- 
haltsgeld bezieht, für den Fall der Krankheit gesetz- 
lich versichert. In mehreren Eingaben wurde gefor- 
dert, Arbeitslosen neben dieser gesetzlichen Kran- 
kenversicherung die Wahlmöglichkeit für eine pri- 
vate Krankenversicherung einzuräumen. Nach den 
derzeitigen Vorschriften ist eine Befreiung von der 
gesetzlichen Krankenversicherungspflicht nach 
Eintritt der Arbeitslosigkeit nicht zulässig. Eine Be- 
freiung von der Versicherungspflicht aus der Zeit 
vor der Arbeitslosigkeit entfällt mit Eintritt der Ar- 
beitslosigkeit oder einer Teilnahme an einer Be- 
rufsausbildungsmaßnahme der Arbeitsverwaltung. 
Um Doppelversicherungen zu vermeiden, muß die 
private Krankenversicherung auf Antrag des Versi- 
cherten fristlos aufgegeben werden mit dem Monat, 
in welchem die gesetzliche Krankenversicherung 
durch die Bundesanstalt für Arbeit beginnt. Der pri- 
vate Versicherungsvertrag erlischt damit. Der Ar- 
beitslose hat jedoch die Möglichkeit, die Versiche- 
rung auf eine Anwartschaftsversicherung umstel- 
len zu lassen. Der Versicherungsnehmer erhält in 
dieser Zeit zwar keine Leistungen von seiten der 
privaten Krankenversicherung; er kann aber jeder- 
zeit den ursprünglichen Versicherungsvertrag wie- 
der voll in Kraft setzen lassen, ohne die sonst übli- 
chen medizinischen Nachweise erbringen zu müs- 
sen. 

Für die Zukunft hat der Ausschuß Änderungsmög- 
lichkeiten dort gesehen, wo eine Beschäftigung we- 
gen Überschreitens der Pflichtversicherungsgrenze 
nicht krankenversicherungspflichtig war. Hier 
sollte überprüft werden, ob bei Arbeitslosigkeit ver- 


bunden mit Leistungsbezug nach dem Arbeitsförde- 
rungsgesetz nicht eine Wahlmöglichkeit zwischen 
der Fortdauer der Versicherungsfreiheit oder der 
Mitgliedschaft in der gesetzlichen Krankenversi- 
cherung eröffnet werden kann. Es ist zu überlegen, 
ob der Bundesanstalt für Arbeit für private Kran- 
kenversicherungen nicht ebenfalls eine Beitrags- 
pflicht auf erlegt werden sollte wie für die gesetzli- 
chen Krankenversicherungen. Der Ausschuß hat 
das Anliegen insoweit dem BMA als Material für 
seine gesetzesvorbereitende Tätigkeit überwiesen. 

2.9.2.4 Mangelhafte Bearbeitung von Leistungsanträgen 
durch das Arbeitsamt Hamburg 

Wiederholt wurde von Bürgern Klage wegen der 
Behandlung von Leistungsanträgen durch das Ar- 
beitsamt Hamburg geführt Falsche Entscheidun- 
gen bei Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe so- 
wie unvertretbar lange Bearbeitungszeiten mach- 
ten deutlich, daß bei diesem Arbeitsamt die durch 
die Arbeitsmarktsituation bedingte starke Bela- 
stung nicht im gleichen Umfang abgefangen wer- 
den konnte wie in anderen vergleichbaren Groß- 
stadtarbeits ämtern. 

In dem dazu angeforderten Bericht der Bundesan- 
stalt für Arbeit vom März 1983 wurde eingeräumt, 
dem Arbeitsamt Hamburg als dem größten Arbeits- 
amt der Bundesrepublik sei es bisher nicht gelun- 
gen, die außergewöhnliche Belastung im Bereich 
des Arbeitslosengeldes und der Arbeitslosenhilfe 
durch «geeignete Maßnahmen abzufangen. Maßnah- 
men mit dem Ziel einer zügigeren Aufgabenerledi- 
gung wurden zugesagt. 

Mit weiterem Bericht vom 25. Oktober 1983 legte 
die Bundesanstalt für Arbeit dar, daß organisatori- 
sche, personelle und sonstige Maßnahmen in ihrer 
Gesamtheit eine positive Entwicklung eingeleitet 
hätten. Die Zahl der unerledigten Anträge auf Ar- 
beitslosengeld und Arbeitslosenhilfe habe sich von 
Dezember 1982 bis Ende September 1983 von ca. 
12 000 auf 2 500 verringert. Allerdings dauere der 
eingeleitete Konsolidierungsprozeß noch an. 

Der Ausschuß wird im August 1984 einen weiteren 
Bericht über die Entwicklung erhalten. 

2.9.2.5 Arbeitsbeginn für Bäckerinnen 

Eine Petentin beklagte die geringen Berufschancen 
weiblicher Arbeitnehmer im Bäckerhandwerk als 
Folge der geltenden Arbeitszeitregelungen. 

Nach § 14 Abs. 2 Nr. 2 des Jugendarbeitsschutzge- 
setzes dürfen weibliche Jugendliche unter 18 Jah- 
ren in Bäckereien und Konditoreien ab 5 Uhr aus- 
gebildet werden; dagegen läßt das in der Arbeits- 
zeitordnung festgelegte Nachtarbeitsverbot für 
Frauen über 18 Jahre — also in der Regel nach 
Ablegung der Gesellenprüfung — grundsätzlich ei- 
nen Arbeitsbeginn erst ab 6 Uhr zu. Ausgebildete 
Bäckerinnen über 18 Jahre können lediglich über 
eine jeweils auf drei Jahre befristete Ausnahmege- 
nehmigung wie ihre männlichen Kollegen bereits 
um 4 Uhr mit der Arbeit beginnen. 


24 


Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


Drucksache 10/1193 


Der BMA räumte ein, daß eine Angleichung der 
Vorschriften in der Arbeitszeitordnung und im Ju- 
gendarbeitsschutzgesetz erforderlich sei. Die Bun- 
desregierung überprüfe zur Zeit die noch geltenden 
Vorschriften des Frauenarbeitsschutzes mit dem 
Ziel, die arbeitsmedizinisch nicht mehr begründba- 
ren Regelungen aufzuheben. Die vorgesehene Aus- 
nahmegenehmigung werde jedoch ausnahmslos er- 
teilt. 

Die Mehrheit des Ausschusses befürwortete die Ab- 
sicht der Bundesregierung, den Frauenarbeits- 
schutz den heutigen Erfordernissen anzupassen. 
Nach seiner Ansicht sind einige ältere zum Schutze 
weiblicher Arbeitnehmer erlassenen Vorschriften 
als von der Entwicklung der modernen — weitge- 
hend technisierten — Arbeitswelt überholt anzuse- 
hen. 

Zur Verwirklichung von mehr Chancengleichheit 
sprach sich die Mehrheit des Ausschusses dafür 
aus, die Eingabe der Bundesregierung im Hinblick 
auf die anstehenden Gesetzgebungsvorhaben zur 
Berücksichtigung zu überweisen. 

Die Bundesregierung teilte in ihrer Antwort auf 
den Beschluß des Ausschusses mit, daß sie zur Mo- 
dernisierung des Arbeitszeitrechts und des Frau- 
enarbeitsschutzes einen Gesetzentwurf erarbeitet 
habe. Danach solle auch die Arbeitszeit der Männer 
nach dem Bäckerarbeitszeitgesetz angepaßt wer- 
den. 

2.9.2.6 Kindergeld bei politisch bedingter Trennung 
deutscher Familien 

Bereits im Jahre 1979 konnte sich der Ausschuß mit 
seiner Auffassung durchsetzen, wonach Deutsche, 
die im Bundesgebiet einschließlich Berlin (West) 
wohnen, auch für ihre leiblichen Kinder, die in der 
DDR, in Berlin (Ost) oder in den sog. Aussiedlungs- 
gebieten leben, Kindergeld erhalten können, wenn 
der im Westen lebende Elternteil Unterhaltszahlun- 
gen leistet. 

Eine entsprechende Anordnung des BMA ist bei 
den Kindergeldkassen offensichtlich aber nicht all- 
gemein bekannt geworden. Nur so ist die Eingabe 
eines Berliner Bürgers zu erklären, dem Ende des 
Jahres 1982 für seine in Berlin (Ost) bei der Mutter 
lebenden Kinder die Zahlung von Kindergeld durch 
das örtliche Arbeitsamt verweigert worden war. 

Die Intervention des Petitionsausschusses führte 
zur laufenden Zahlung des Kindergeldes und zu 
einem Erlaß des BMA vom 22. Dezember 1982, mit 
dem nochmals auf die geltende Rechtslage hinge- 
wiesen wurde. 


2.9.2.7 Verständlichkeit von Vordrucken 

Ein Bürger wandte sich gegen „verschrobenes 
Amtsdeutsch“ in einem neu eingeführten Vordruck 
des Arbeitsamtes für Aufhebungsbescheide von 
Kindergeld. Einvernehmlich mit dem BMA hielt der 
Ausschuß die Kritik des Petenten für berechtigt. 
Verwaltungsbescheide sollten so abgefaßt sein, daß 
sie auch von juristisch nicht Vorgebildeten verstan- 


den werden können. Mit diesem Ziel überwies der 
Ausschuß daher die Eingabe der Bundesregierung 
zur Berücksichtigung. Die Bundesregierung hat Ab- 
hilfe zugesagt. 

2.9.2.8 Zusammenarbeit 

Die Zusammenarbeit mit dem BMA verlief im allge- 
meinen reibungslos. In Einzelfällen wurden aller- 
dings Ersuchen des Ausschusses um Stellungnah- 
men erst mit unangemessener Verspätung beant- 
wortet. So war der BMA in einem Falle der Bitte 
des Ausschusses um ergänzende Stellungnahme zu 
verschiedenen Zweifelsfragen abschließend erst 
nach acht Monaten und eindringlicher Abmahnung 
nachgekommen. Der Ausschuß überwies die Peti- 
tion wegen dieser verzögerlichen Behandlung dem 
BMA zur Kenntnis und forderte ihn auf, für eine 
zügigere Behandlung von Petitionen innerhalb sei- 
nes Geschäftsbereichs zu sorgen. Der Ausschuß er- 
wartet, daß Termine künftig eingehalten werden. 


2.10 Bundesminister für Verkehr (BMV) 

Die Zahl der zu diesem Geschäftsbereich eingegan- 
genen Eingaben ist mit 311 gegenüber 367 des Vor- 
jahres leicht zurückgegangen. Einen besonderen 
Schwerpunkt bilden weiterhin die Rationalisie- 
rungsmaßnahmen der Deutschen Bundesbahn. 
Auch zahlreiche Beamte dieses Ressorts, die auf- 
grund der Sparmaßnahmen von der erweiterten 
Rentenanrechnung auf die Versorgungsbezüge be- 
troffen wurden, haben sich an den Petitionsaus- 
schuß gewandt. Insoweit wird auf die Ausführungen 
unter Ziffer 2.4.1 verwiesen. 

2.10.1 Behindertengerechte Reisezugwagen 

Mehrere Petenten baten den Petitionsausschuß, die 
Bemühungen um die Konstruktion eines behinder- 
tengerechten Reisezugwagens für den Fernreise- 
verkehr der Deutschen Bundesbahn zu unterstüt- 
zen. Sie wiesen darauf hin, daß rollstuhlgebundene 
Behinderte derzeit Züge der Deutschen Bundes- 
bahn nur unter unzumutbaren Bedingungen benut- 
zen können, weil sie sich in ungeheizten Gepäckwa- 
gen befördern lassen müssen. Der BMV teilte dazu 
mit, er habe den Vorstand der Deutschen Bundes- 
bahn gebeten, bei dem anstehenden Neubaupro- 
gramm der IC Großraum-Reisezugwagen Verände- 
rungen in der Konstruktion zu verwirklichen, die 
eine Beförderung von Rollstuhlfahrern erlauben. 

Der Petitionsausschuß hat die Eingabe der Bundes- 
regierung zur Berücksichtigung überwiesen. Inzwi- 
schen hat der BMV den Vorstand der Deutschen 
Bundesbahn gebeten, im Rahmen des Neubaupro- 
gramms einen Teil der IC-Großraum-Reisezugwa- 
gen so herrichten zu lassen, daß Rollstuhlfahrern 
ihre Benutzung möglich wird. 

2.10.2 Berechnung des Jubiläumsdienstalters 

Mehrere Petenten beschwerten sich darüber, daß 
die Deutsche Bundesbahn die von ihnen außerhalb 
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des öffentlichen Dienstes verbrachte Zeit vom 
9. Mai 1945 bis 31. März 1951 nicht auf das Jubi- 
läumsdienstalter anrechne. Sie wiesen darauf hin, 
daß es nicht von ihnen zu vertreten sei, wenn sie 
wegen des staatlichen Zusammenbruchs erst zu ei- 
nem späteren Zeitpunkt wieder bei der Deutschen 
Bundesbahn hätten eingestellt werden können. 

Hierzu bezog sich der BMV auf die Verordnung 
über die Gewährung einer Jubiläumszuwendung, 
nach der die in Frage stehende Unterbrechungszeit 
nur berücksichtigt werden könne, wenn der Beamte 
zu dem unter Artikel 131 Grundgesetz (G 131) fal- 
lenden Personenkreis gehöre. Diese Auffassung 
vermochte der Petitions ausschuß nicht zu teilen. Er 
holte deshalb zur Grundsatzfrage eine ergänzende 
Stellungnahme des für das öffentliche Dienstrecht 
allgemein zuständigen BMI ein. Dieser vertrat die 
Auffassung, es sei für die Berücksichtigung der Un- 
terbrechungszeit nach dem 8. Mai 1945 als Jubi- 
läumsdienstzeit nicht erforderlich, daß der Beamte 
zum Personenkreis des G 131 gehöre. Es genüge 
vielmehr, wenn er am 8. Mai 1945 aus anderen als 
beamten- oder tarifrechtlichen Gründen aus seinem 
damaligen Dienst- oder Beschäftigungsverhältnis 
ausgeschieden sei. 

Der BMV wies die Deutsche Bundesbahn an, über 
vergleichbare Fälle entsprechend der Stellung- 
nahme des BMI zu entscheiden. 


2.10.3 Erfolgreicher Arbeitsversuch 

Ein 46 Jahre alter Bundesbahnbeamter war in 
Folge einer Kniegelenkentzündung einige Monate 
krank gewesen. Die Bundesbahndirektion wollte 
ihn daher wegen dauernder Dienstunfähigkeit in 
den Ruhestand versetzen. Ein privatärztliches Gut- 
achten bezeichnete den Beamten jedoch als „orga- 
nisch gesunden Athleten in guter und leistungsfähi- 
ger körperlicher Verfassung“. 

Der Ausschuß erreichte, daß der Petent einen 
sechsmonatigen Arbeitsversuch durchführen konn- 
te. Dieser ergab, daß der Beamte dienstfähig war 
und eine Versetzung in den Ruhestand ungerecht- 
fertigt gewesen wäre. 


2.11 Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen (BMP) 

Die Eingaben zu diesem Bereich erreichten mit 253 
gegenüber 283 nahezu den Stand des Vorjahres. Ne- 
ben personalrechtlichen Fragen standen Beanstan- 
dungen von Telefonbenutzern erneut im Vorder- 
grund. 


2.11.1 Aufdruck auf Formularen der Bundespost 
betreffend Berlin (West) 

Ein Berliner Bürger hatte sich leider viermal dar- 
über beschweren müssen, daß die Deutsche Bun- 
despost auf Postscheck- Briefumschlägen und Fern- 


melderechnungen sowie auf Werbedruckschriften 
den Aufdruck „Im Bundesgebiet und in Berlin 
(West)“ verwende, anstatt der Formulierung „ein- 
schließlich Berlin (West)“. Der BMP hatte dem Aus- 
schuß mehrfach zugesichert, die unzutreffende For- 
mulierung künftig nicht mehr zu verwenden. Die 
Formulierung steht nicht im Einklang mit der 
Sprachregelung im Viermächteabkommen betref- 
fend Berlin vom 3. September 1971 und dem Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts zum Grundvertrag 
vom 21. Juli 1973. Trotzdem fügte die Bundespost 
einer ganzseitigen Werbeanzeige in einer Fernseh- 
zeitschrift mit einer Druckauflage von über 4 Mio. 
wieder Postscheck-Briefumschläge bei, die den be- 
anstandeten Aufdruck trugen. 

In diesem Zusammenhang ist zu erwähnen, daß 
auch der amtliche Wahlbriefumschlag für die Wah- 
len am 6. März 1983 sowie das dazu gehörige Merk- 
blatt den beanstandeten Aufdruck trugen. 

Der BMP hat in Ausführung des Beschlusses alle 
beteiligten Dienststellen der Deutschen Bundespost 
erneut entsprechend angewiesen. Auch die Ände- 
rung der Bunde swahlordnung ist nach Auskunft 
des BMI eingeleitet worden. Somit werden auch die 
amtlichen Wahlbriefumschläge in Zukunft nicht 
mehr zu beanstanden sein. 


2.11.2 Schadensersatz nach dem 
Staatshaftungsgesetz 

Ein Petent forderte von der Deutschen Bundespost 
Schadensersatz für den Verlust eines Paketes. 

Mit Schreiben vom 4. Oktober 1982 hatte er der Post 
den Verlust eines am 2. September eingelieferten 
Paketes gemeldet. Die Bundespost lehnte mit ab- 
schließendem Bescheid vom 16. November 1982 die 
Leistung von Schadensersatz in Höhe von 1 000 DM 
nach dem Postgesetz (PostG) in der Fassung des 
Staatshaftungsgesetzes ab, da das Bundesverfas- 
sungsgericht dieses Gesetz mit Entscheidung vom 
19. Oktober 1982 für nichtig erklärt habe. Die Post 
war nur bereit, Ersatz in Höhe von 500 DM entspre- 
chend der ursprünglichen und nunmehr wieder gel- 
tenden Fassung des PostG zu leisten. 

Daran hielt der BMP zunächst fest. Er verwies dar- 
auf, daß die Entscheidung des Bundesverfassungs- 
gerichts rückwirkende Gesetzeskraft habe. Auch 
eine Kulanzregelung, die der Ausschuß anregte, 
lehnte der BMP wegen der zahlreichen gleichgela- 
gerten Fälle ab. 

Demgegenüber hielt der Petitionsausschuß für be- 
deutsam, daß der Petent nach einem ausdrückli- 
chen Hinweis des Schalterbeamten auf die erhöhte 
Haftung nach dem Staatshaftungsgesetz von einer 
entsprechenden Versicherung abgesehen hat. Die 
zunächst richtige Auskunft wurde durch die Ent- 
scheidung des Bundesverfassungsgerichts nach- 
träglich falsch. Überdies wurden nach einer Verfü- 
gung des BMP Schadensersatzleistungen, die bis 
zur Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
bereits ausgezahlt waren, nicht zurückgefordert. Da 
die Schadensmeldung erheblich vor der Entschei- 
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düng des Gerichts erfolgte, stellte sich für den Aus- 
schuß die Frage, ob nicht diejenigen Postkunden, 
die vor dem Tage der Nichtigerklärung des Staats- 
haftungsgesetzes eine Schadensmeldung abgege- 
ben haben, billigerweise auch die erhöhte Scha- 
denssumme erhalten müßten. 

Im Interesse des Vertrauens der Postkunden in die 
staatlichen Einrichtungen überwies der Ausschuß 
die Petition der Bundesregierung zur Berücksichti- 
gung. Der Ausschuß ließ sich auch von der Überle- 
gung leiten, daß eine andere Entscheidung einen 
beklagenswerten Mangel an Einsicht darin erken- 
nen ließe, was dem Bürger als „Rechtslage“ noch 
vermittelbar ist, ohne daß dessen Vertrauen in den 
Rechtsstaat und seine Einrichtungen ernsthaft 
Schaden leidet. Diese Einsicht müsse von der Lei- 
tung des BMP erwartet werden. 

Der BMP sagte inzwischen zu, den Schadensfall des 
Petenten und auch alle gleichgelagerten Fälle im 
Sinne der Eingabe zu regulieren. Für diese Ent- 
scheidung sei der Verzicht des Petenten auf eine 
„zusätzliche Versicherung“ nach dem ausdrückli- 
chen Hinweis des Schalterbeamten maßgeblich ge- 
wesen. 


2.11.3 Fangschaltung durch die Deutsche 
Bundespost 

Ein Bürger wandte sich dagegen, daß die Deutsche 
Bundespost dem Inhaber des „gefangenen Fern- 
sprechanschlusses“ nicht den Antragsteller der 
Fangschaltung bekanntgebe. 

Der BMP weist darauf hin, daß es um die Wahrung 
des Fernmeldegeheimnisses gegenüber den Mitbe- 
nutzern (Hausangehörige, Personal usw.) gehe. 
Diese hätten gegen die Deutsche Bundespost eben- 
falls einen Anspruch darauf, daß das Fernmeldege- 
heimnis gewahrt bleibe, wenn dieser nicht selbst 
Gesprächsteilnehmer gewesen sei. 

Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz äu- 
ßerte keine Bedenken gegen das bei einer Fang- 
schaltung praktizierte Verfahren aus der Sicht des 
Bundesdatenschutzgesetzes. Er teilte mit, daß er 
mit dem BMP Gespräche über die Problematik bei 
sogenannten Fangschaltungen führe. Im Bundes- 
postministerium ist danach ein Formblatt in Vorbe- 
reitung, das künftig den folgenden Satz enthalten 
soll; „Sie müssen damit rechnen, daß der Inhaber 
des von Ihnen genannten Anschlusses vom Ergeb- 
nis der Beobachtung Kenntnis erhält“. 

Der Ausschuß sah nach diesen Ausführungen keine 
Möglichkeit, das Anliegen des Petenten zu unter- 
stützen. Er hielt die Eingabe aber für geeignet, sie 
dem BMP für weitere Überlegungen zum Verfahren 
bei Fangschaltungen als Material zu überweisen. 


2.11.4 Ausbildungsgerechte Übernahme 

48 Eingaben von auszubildenden Fernmeldehand- 
werkern beim Fernmeldeamt Rottweil zeigten die 
Probleme, die sich ergeben, wenn nach der Ausbil- 


dung nicht genügend Arbeitsplätze zur Verfügung 
stehen. 

Die Deutsche Bundespost bildet seit mehreren Jah- 
ren wesentlich mehr Jugendliche zum Fernmelde- 
handwerker aus, als sie zur Deckung ihres eigenen 
Bedarfs benötigt. Sie sah sich nun für den Prü- 
fungsjahrgang 1983 außerstande, alle Auszubilden- 
den in ein ausbildungsgerechtes Beschäftigungs- 
verhältnis zu übernehmen. Der BMP wies jedoch 
darauf hin, daß in Erfüllung seiner Arbeitsplatzga- 
rantie allen Auszubildenden dieses Jahrgangs we- 
nigstens ein ausbildungsfremder Arbeitsplatz bei 
der Deutschen Bundespost angeboten werde. Der 
Petitionsausschuß unterstützt die Bemühungen, 
möglichst vielen Jugendlichen eine berufliche Aus- 
bildung zu ermöglichen. 

Da sich die Arbeitsplatzzusage aber nicht auf den 
Prüfungsjahrgang 1984 erstreckte, überwies der 
Ausschuß die Eingaben dem BMP zur Kenntnis mit 
dem Ziel, auch diesen Absolventen einen Arbeits- 
platz bei der Deutschen Bundespost zur Verfügung 
zu stellen. 


2.12 Bundesminister der Verteidigung (BMVg) 

Mit 832 erreichte die Zahl der Eingaben zu diesem 
Geschäftsbereich 1983 nahezu wieder den Stand 
des Vorjahres. Allerdings haben sich diese Petitio- 
nen innerhalb der letzten zehn Jahre mehr als ver- 
doppelt. Einen besonderen Schwerpunkt bildeten 
wiederum Petitionen im Zusammenhang mit der 
Ableistung des Grundwehrdienstes. Hier standen 
vor allem Kollisionen mit Berufs- und Ausbildungs- 
interessen im Vordergrund. Der Ausschuß konnte 
feststellen, daß der BMVg nunmehr flexibler rea- 
giert. Dies entspricht einer früheren Forderung des 
Petitionsausschusses (vgl. Bericht 1982, Ziff. 2.11.2, 
S. 18). 


2.12.1 Vorgezogene Einberufung zum 
Grundwehrdienst 

Viele Wehrpflichtige, die im Anschluß an ihre 
Schul- oder Berufsausbildung keinen Arbeitsplatz 
gefunden hatten, baten um vorgezogene Einberu- 
fung. So könne die Zeitspanne ihrer Arbeitslosig- 
keit sinnvoll überbrückt werden. Auch würden ihre 
Chancen, im Anschluß an ihren Wehrdienst einen 
Ausbildungs- oder Arbeitsplatz zu erhalten, wesent- 
lich steigen, da die Wirtschaft gedienten Bewerbern 
erfahrungsgemäß den Vorzug gebe. 

In ähnlicher Lage befanden sich viele Abiturienten 
des Jahrganges 1983, die wegen Ausschöpfung der 
Einberufungskontingente nicht zu Juli und zu- 
nächst auch nicht zu Oktober einberufen werden 
konnten. Sie hatten sich vielfach nicht um einen 
Studien- bzw. Arbeitsplatz bemüht, weil sie mit ih- 
rer Einberufung gerechnet hatten. Diesen Petenten 
— insgesamt 37 — wurde sämtlich dadurch gehol- 
fen, daß der BMVg 1400 aus Haushaltsgründen ge- 
sperrte Stellen kurzfristig freigegeben hatte und 
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die Wehrersatzbehörden ermächtigte, außerdem 
weitere 2500 Wehrpflichtige zum 3. Oktober 1983 
einzuberufen. 


2.12.2 Gewährung von Sonderurlaub 

Eine Reihe von Grundwehrdienst leistenden Solda- 
ten stand vor dem Problem, daß sich ihre Dienstzeit 
und der Beginn eines in Aussicht genommenen 
Ausbildungsvorhabens geringfügig überschnitten. 
Eine besondere Härte, welche die vorzeitige Entlas- 
sung gerechtfertigt hätte, lag aber nicht vor, da die 
Wartezeit bis zum nächstmöglichen Ausbildungsbe- 
ginn als zumutbar angesehen werden mußte. Der 
BMVg hat für diese Fälle im Erlaßwege eine Billig- 
keitsregelung getroffen. Die Soldaten können, wenn 
sie ihren Erholungsurlaub einbringen, bis zu drei 
Wochen, ausnahmsweise längstens bis zu einem 
Monat Sonderurlaub erhalten, soweit dienstliche 
Gründe nicht entgegenstehen. Auf diese Weise er- 
halten die Soldaten die Möglichkeit, die Ausbildung 
zum vorgesehenen Zeitpunkt zu beginnen. Die Peti- 
tionen haben sich damit positiv erledigt. 

2.12.3 Zurückstellung vom Wehrdienst 

Mehrere Petenten wandten sich an den Ausschuß, 
weil sie nach Beendigung ihrer Berufsausbildung 
einberufen werden sollten und befürchteten, deswe- 
gen eine in Aussicht stehende Arbeitsstelle nicht zu 
erhalten. In einigen dieser Fälle, in denen die Be- 
fürchtung begründet erschien, konnte eine Ver- 
schiebung der Einberufung erreicht werden, um 
den Betroffenen Gelegenheit zu geben, ihr Arbeits- 
verhältnis anzutreten. 


2.12.4 Befreiung vom Wehrdienst 

Ein Vater beschwerte sich darüber, daß sein Sohn, 
der nach seiner Musterung mit Zustimmung der 
Wehrersatzbehörde ausgewandert war, gelegentlich 
eines Besuches in der Bundesrepublik Deutschland 
zur Ableistung des Grundwehrdienstes einberufen 
werden sollte. Die Überprüfung ergab, daß durch 
den von vornherein zeitlich begrenzten Aufenthalt 
des Sohnes im Geltungsbereich des Wehrpflichtge- 
setzes die Wehrpflicht nicht wieder aufgelebt war. 
Der BMVg wies das zuständige Kreiswehrersatz- 
amt deshalb an, den Einberufungsbescheid aufzu- 
heben. 


2.12.5 Wehrpflicht von Doppelstaatern 

Nach dem zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und Frankreich abgeschlossenen Übereinkom- 
men über die Verringerung der Mehrstaatigkeit 
und über die Wehrpflicht von Mehrstaatern vom 
6. Mai 1963 braucht die Wehrpflicht nur gegenüber 
einer der Vertragsparteien erfüllt zu werden; dies 
ist grundsätzlich der Staat, in dessen Hoheitsgebiet 
der Mehrstaater sich gewöhnlich aufhält. 

Der Petent, ein deutsch-französischer Doppelstaa- 
ter, der vor Abschluß dieses Übereinkommens einer 


Einberufung zu den französischen Streitkräften 
nicht Folge geleistet hatte, befürchtete, deshalb bei 
seiner Einreise nach Frankreich verhaftet zu wer- 
den. Eine auf Veranlassung des Ausschusses auf 
diplomatischem Wege durchgeführte Rückfrage bei 
den französischen Behörden ergab, daß die Sorge 
des Petenten unbegründet sei. Er habe aufgrund 
der seinerzeitigen Nichtbefolgung des Einberu- 
fungsbescheides in Frankreich keine Schwierigkei- 
ten zu erwarten. 

Ein deutsch-belgischer Doppelstaater, der in 
Deutschland bereits gemustert worden und deshalb 
einer Aufforderung, sich auch in Belgien mustern 
zu lassen, nicht nachgekommen war, wurde dort als 
Deserteur gesucht. Im Hinblick darauf, daß das 
Übereinkommen über die Verringerung der Mehr- 
staatigkeit vom Königreich Belgien noch nicht rati- 
fiziert, wohl aber unterzeichnet worden ist, sagte 
das belgische Außenministerium zu, sich für eine 
Verzögerung der Einberufung des Petenten zu den 
belgischen Streitkräften einzusetzen, und sprach 
die Empfehlung aus, der Petent möge sich wegen 
eines Aufschubs der Einberufung an das für ihn 
zuständige Generalkonsulat wenden. Die besondere 
Problematik des Falles war ausschließlich im belgi- 
schen Verfassungsrecht begründet, das es den bel- 
gischen Behörden nicht erlaubt, ohne Gesetzesän- 
derung belgische Wehrpflichtige, die auch die deut- 
sche Staatsangehörigkeit besitzen, aufgrund des bei 
der Bundeswehr geleisteten Wehrdienstes vom bel- 
gischen Wehrdienst zu befreien. 


2.12.6 Musterungsverfahren 

Mit mehreren Beschwerden wurde gerügt, daß die 
Ergebnisse zwischen Musterungs- und nachfolgen- 
der Einstellungsuntersuchung zum Teil erheblich 
voneinander abweichen. Der Ausschuß ging diesen 
Beschwerden unabhängig vom Einzelfall nach. 
Hierbei ergab sich kein Anhaltspunkt dafür, daß bei 
der Musterungsuntersuchung nicht mit der gebote- 
nen Sorgfalt vorgegangen wurde. Die Entlassung 
von wehrpflichtigen Soldaten aus gesundheitlichen 
Gründen beruhte vorwiegend auf neu aufgetrete- 
nen oder auf einer Verschlimmerung bereits vor- 
handener Gesundheitsstörungen. Im Durchschnitt 
der Jahre 1979 bis 1982 wurden 2,9 v.H. der Grund- 
wehrdienst leistenden Soldaten aus gesundheitli- 
chen Gründen entlassen; im Jahre 1982 sank dieser 
Wert auf den bisher niedrigsten Stand von 2,4 v. H. 
ab. 

2.12.7 Wehrgesundheitswesen 

Die unzulängliche Ausstattung eines Unterkunfts- 
gebäudes mit sanitären Einrichtungen nahm ein 
Petent zum Anlaß seiner Beschwerde. Er befürch- 
tete insbesondere eine Infektionsgefährdung der 
dort untergebrachten Soldaten. Bei dem im Jahre 
1936 errichteten Gebäude standen die Belegungs- 
stärke und die Anzahl der vorhandenen sanitären 
Einrichtungen mit der Raum- und Flächennorm der 
Bundeswehr zwar im Einklang; bei der Überprü- 
fung wurden jedoch erhebliche Mängel der sanitä- 
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ren Anlage aufgedeckt, die nicht allein der alten 
Bausubstanz anzulasten waren. Die Mängel wurden 
inzwischen behoben. Der BMVg nahm den Vorfall 
zum Anlaß, die für die Hausverwaltung zuständigen 
Dienststellen und Einheitsführer nachdrücklich an- 
zuhalten, für regelmäßige Kontrollen der sanitären 
Einrichtungen und für erforderliche Instandsetzun- 
gen zu sorgen. 


2.12.8 Schlichtungsverfahren bei Kunstfehlern in 
Bundeswehrkrankenhäusern 

Bereits im Tätigkeitsbericht über die erste Hälfte 
der 8. Wahlperiode (1977/78) (Drucksache 8/3036, 
S. 41) hatte der Ausschuß darüber berichtet, daß 
eine Petition der Bundesregierung zur Berücksich- 
tigung überwiesen wurde mit dem Ziel, auch die 
Bundeswehrkrankenhäuser in Schlichtungsverfah- 
ren für Arzthaftpflichtfragen einzubeziehen. Ein 
Petent wollte zu der Frage, ob bei einer Operation 
dem Bunde swehrarzt ein Kunstfehler unterlaufen 
sei, diese Schlichtungsstelle der Ärztekammer ein- 
schalten. Das Verteidigungsministerium hatte dies 
zunächst mit der Begründung abgelehnt, daß sich 
die öffentliche Hand diesem Schlichtungsverfahren 
nicht angeschlossen habe. 

Der BMVg teilte danach in mehreren Zwischenbe- 
scheiden mit, es seien noch andere Stellen einge- 
schaltet worden (u. a. BMJFG, Ärztekammern, die 
Gesundheitsministerkonferenz). Schließlich berich- 
tete im Juli 1983 der Inspekteur des Sanitäts- und 
Gesundheitswesens, daß die Bundeswehr von Fall 
zu Fall entscheiden werde, inwieweit eine Beteili- 
gung an ärztlichen Vermittlungsverfahren sinnvoll 
sei. Die Entscheidung hierüber müsse im Einzelfall 
dem Amtschef des Sanitätsamtes der Bundeswehr 
Vorbehalten bleiben. 

Der Ausschuß bedauert die lange Zeitdauer der Be- 
arbeitungsdauer des Beschlusses (fünf Jahre), 
nimmt jedoch zur Kenntnis, daß dem Beschluß we- 
nigstens teilweise entsprochen wurde. 


2.12.9 Schwierigkeiten bei der Soldatenversorgung 

Ein Wehrpflichtiger wurde kurz vor seiner Entlas- 
sung aus der Bundeswehr im Jahre 1968 auf dem 
Bürgersteig von einem schleudernden PKW ange- 
fahren und schwer verletzt. Er ist jetzt zu 50 v. H. 
erwerbsgemindert. Das zuständige Versorgungsamt 
hat die Unfallfolgen jedoch nicht als Wehrdienstbe- 
schädigung anerkannt. In seiner Eingabe wies der 
Petent darauf hin, daß er, als der Unfall geschah, 
auf dem Weg zum Bahnhof war, um dort seine 
Fahrkarte für die Heimreise zu kaufen. Er war der 
Auffassung, er sei einem Befehl des Standortälte- 
sten nachgekommen, der angeordnet habe, die 
Fahrkarten im Vorverkauf am Schalter zu lösen. 

Der BMVg vertrat den Standpunkt, es habe sich 
nicht um einen dienstlichen Befehl mit erkennba- 
rem Anspruch auf Gehorsam, sondern lediglich um 
eine nachdrückliche Empfehlung als Weitergabe ei- 
nes Wunsches der Deutschen Bundesbahn gehan- 


delt. Damit scheide eine Wehrdienstbeschädigung 
aus. 

Der Ausschuß überwies die Petition dem BMVg zur 
Kenntnisnahme. Er konnte die Entscheidung des 
Versorgungsamtes, einer Landesbehörde, und das 
gegen die Entscheidung angestrengte Sozialge- 
richtsverfahren aufgrund der verfassungsmäßigen 
Zuständigkeits Verteilung nicht überprüfen; er ver- 
trat jedoch die Auffassung, der Petent habe subjek- 
tiv der Ansicht sein können, einen dienstlichen Be- 
fehl befolgt zu haben. Gerade der vorliegende Fall 
zeige, wie wichtig es sei, gegenüber den insoweit 
unerfahrenen Soldaten eine klare Sprache zu fin- 
den. Auch die Ermittlungen seien nicht mit der nöti- 
gen Sorgfalt geführt worden. In der Versorgungssa- 
che selbst bleiben die Entscheidungen der hessi- 
schen Behörden abzuwarten. Sollte der Petent mit 
seiner Forderung nicht durchdringen, so wäre zu 
prüfen, ob der Bund ihm nicht Schadensersatz zu 
leisten hat. 

Der Vorgang ist beim Petitionsausschuß noch nicht 
abgeschlossen. 

2.12.10 Übungsplätze der Bundeswehr und 
Umweltschutz 

Das gesteigerte Umweltbewußtsein führte im Jahre 
1983 verstärkt zu Eingaben gegen die Erweiterung 
oder Neuerrichtung von Übungsanlagen der Bun- 
deswehr. 

So wandte sich eine Aktionsgemeinschaft an den 
Petitionsausschuß, weil ein Standortübungsplatz 
von 200 Hektar Größe um weitere knapp 100 Hektar 
erweitert werden sollte. 

Die Niedersächsische Landesregierung hatte der 
Erweiterung unter der Voraussetzung zugestimmt, 
daß die Abholzungen auf das unbedingt erforderli- 
che Maß beschränkt werden und das Erweiterungs- 
gelände in den übungsfreien Zeiten der erholung- 
suchenden Bevölkerung zugänglich bleibt. 

Die Petentin verwies darauf, daß das Verfahren 
nach dem Landbeschaffungsgesetz zwar bereits 
1976 abgeschlossen worden sei, das Umweltbewußt- 
sein in der Öffentlichkeit sich seit damals aber ganz 
entscheidend gewandelt habe. 

Um sich ein besseres Bild von den tatsächlichen 
Verhältnissen zu verschaffen, führte der Petitions- 
ausschuß eine Ortsbesichtigung durch. Dabei ergab 
sich, daß die Bundeswehr zur Erfüllung ihrer Auf- 
gaben auf die vorgesehene Erweiterung des 
Übungsgeländes nicht verzichten kann und daß 
sich die Lärmbelastung im Rahmen der zulässigen 
Höchstwerte halten wird. 

Es stellte sich aber heraus, daß teilweise Panzer- 
trassen unmittelbar neben bereits vorhandenen 
Forstwegen eingerichtet werden sollten. Sowohl die 
Bundeswehr als auch die Forstverwaltung räumten 
ein, daß es möglich sei, Panzertrassen auf bereits 
vorhandenen Forstwegen anzulegen. Dadurch 
könnte die Abholzung erheblich reduziert werden. 

Auf Antrag des Petitionsausschusses überwies der 
Bundestag die Petition der Bundesregierung zur 
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Berücksichtigung mit dem Ziel, daß die vorhande- 
nen Waldwege in den Bau der Panzertrassen einbe- 
zogen werden. Soweit beim Abschluß der Nutzungs- 
verträge zwischen Bundeswehr und Forstverwal- 
tung die Bestimmungen des Nieder sächsischen 
Waldgesetzes zu beachten sind, wurde die Petition 
dem Niedersächsischen Landtag zur Kenntnis 
überwiesen. 

Der BMVg sagte zu, die vorhandenen Waldwege in 
den Bau der Panzertrassen soweit wie möglich ein- 
zubeziehen. 


2.13 Bundesminister für Jugend, Famiiie und 
Gesundheit (BMJFG) 

Im Jahre 1982 gingen 347 Eingaben gegenüber 618 
Eingaben im Vorjahr ein. Schwerpunkt zum Ge- 
schäftsbereich des BMJFG waren die Leistungsein- 
schränkungen im Neunten Gesetz zur Änderung 
des Bundeskindergeldgesetzes. 


2.13.1 Kriegsspieizeug 

In 36 Sammel- und Massenpetitionen mit zusam- 
men 801 Unterschriften wurde ein Verbot der Her- 
stellung und des Vertriebes von Kriegsspielzeug 
einschließlich derartiger Tele- und Elektronikspiele 
gefordert. 

Der Petitionsausschuß gelangte zu der Auffassung, 
daß das geforderte Verbot verfassungsrechtlich be- 
denklich sei. Mit der Überweisung der Petitionen 
an die Bundesregierung zur Erwägung unterstützte 
er das Bemühen der Bundesregierung, allen Mög- 
lichkeiten zur Aufklärung und Bewußtseinsbildung 
in der Bevölkerung Vorrang einzuräumen vor ge- 
setzlichen Verboten. Er befürwortete auch die von 
der Bundesregierung vorgesehene Änderung des 
Gesetzes zum Schutze der Jugend in der Öffentlich- 
keit bezüglich der Aufstellung von Unterhaltungs- 
spielgeräten, insbesondere Telespielen. 

Der Petitionsausschuß hielt die Eingaben auch für 
geeignet, sie den Fraktionen zur Kenntnis zu über- 
weisen. 

2.13.2 Ersatzdienst für Mädchen 

Unter Hinweis auf den hohen Anteil von Mädchen 
unter den arbeitslosen Jugendlichen forderten Pe- 
tenten die Heranziehung von Mädchen zu einem 
dem Zivildienst vergleichbaren Ersatzdienst. Sie 
waren der Auffassung, daß die Einführung eines 
solchen Ersatzdienstes dem verfassungsmäßigen 
Grundsatz der Gleichbehandlung entsprechen wür- 
de. 

Der Ausschuß konnte sich der Auffassung der Pe- 
tenten nicht anschließen. Die Einführung eines 
Pflichtjahres für Mädchen wäre nur nach Änderung 
der Artikel 12 und 12a GG möglich. Auch aus dem 
Gleichbehandlungsgrundsatz des Artikels 3 GG läßt 
sich eine Verpflichtung zur Einführung eines 


Pflichtjahres für Mädchen nicht ableiten, denn kör- 
perliche Konstitution und gewachsene kulturelle Si- 
tuation sind bei jungen Männern und Frauen unter- 
schiedlich einzuschätzen. 

2.13.3 Jugendgefährdung durch Videofilme 

Mehrere Petenten setzten sich dafür ein, daß der 
Bundestag den gesetzlichen Schutz vor allem von 
Kindern und Jugendlichen gegen Auswüchse auf 
dem Videokassettenmarkt verbessert. 

Der BMJFG bestätigte, daß in letzter Zeit zuneh- 
mend Videofilme öffentlich zum Kauf oder zur 
Miete angeboten werden, deren wesentlicher Inhalt 
in der zum Selbstzweck erhobenen Darstellung ex- 
tremer Gewalttätigkeiten besteht. Die Bundesregie- 
rung setze sich jedoch nachdrücklich für eine 
strikte Anwendung des geltenden Rechts gegen ju- 
gendgefährdende Videofilme ein. Als weitere Maß- 
nahmen kämen insbesondere die Aufnahme solcher 
Videofilme in die Liste der jugendgefährdenden 
Schriften in Betracht. 

Hierzu haben die Fraktionen der CDU/CSU und der 
FDP den Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung 
des Jugendschutzes in der Öffentlichkeit vom 
12. Dezember 1983 (Drucksache 10/722) eingebracht, 
der eine Verbesserung des Schutzes gegen jugend- 
gefährdende Videofilme vorsieht. Zum gleichen 
Thema führte die SPD-Fraktion am 24. Oktober 
1983 ein Hearing durch (vgl. Bericht der SPD-Frak- 
tion vom 10. November 1983). 

Der BMJFG führte weiter aus, auf seine Initiative 
habe eine Arbeitsgruppe der obersten Landesbe- 
hörden geprüft, ob eine Kontrollmöglichkeit ge- 
schaffen werden kann, ähnlich der Überprüfung 
und Kennzeichnungspflicht für Kinofilme. Weiter- 
hin prüfe die Arbeitsgruppe Möglichkeiten von Ver- 
besserungen im Gesetz über die Verbreitung ju- 
gendgefährdender Schriften und ggf. im Straf- 
recht. 

Wegen des inzwischen eingebrachten Gesetzesent- 
wurfs hat der Petitionsausschuß den Fachausschuß 
um Stellungnahme gemäß § 109 GO BT gebeten. 


2.13.4 Neuordnung des Rechts der 
Kriegsdienstverweigerung 

Der Petitionsausschuß erhielt eine große Zahl von 
Petitionen, die sich gegen die Neuordnung des 
Rechts der Kriegsdienstverweigerung zum 1. Ja- 
nuar 1984 wandten. Die Petenten behaupteten, das 
neue Gesetz sehe Verschärfungen und Schikanen 
vor und forderten: 

— Rücknahme des neuen Gesetzes; 

— „wirkliche Abschaffung der diskriminierenden 
Gewissensprüfung und freie Entscheidung der 
Wehrpflichtigen zwischen Bundeswehr und Zi- 
vildienst“; 

— gleiche Dienstzeiten für Wehrdienst- und Zivil- 
dienstleistende. 
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Der BMJFG wies die Kritik an dem Gesetz als 
unberechtigt zurück. Der Petitionsausschuß ging in 
den Beratungen vor allem von der Tatsache aus, 
daß der Gesetzgeber das Kriegsdienstverweige- 
rungs-Neuordnungsgesetz gerade erst verabschie- 
det hat und seither weder eine Änderung in der 
Haltung der Bundesregierung noch bei der parla- 
mentarischen Mehrheit eingetreten ist. Hierzu 
kam, daß das Plenum des Deutschen Bundestages 
am 24. Juni 1983 anläßlich der Beratung über An- 
träge zu Petitionen sich mit der Problematik erneut 
befaßte und einen Antrag auf Überweisung einer 
Petition an die Bundesregierung zur Berücksichti- 
gung mit Mehrheit zurückwies. Daher wurden alle 
Petitionen zur Frage der Kriegsdienstverweigerung 
für erledigt erklärt. 

2.13.5 Kindergeld 

Zahlreiche Petitionen wandten sich gegen die mit 
dem Neunten Gesetz zur Änderung des Bundeskin- 
dergeldgesetzes vorgenommenen Leistungsein- 
schränkungen. Das Schwergewicht lag dabei auf 
den Fällen, in denen Eltern für ihre mindestens 18 
Jahre alten Kinder deshalb seit dem 1. Januar bzw. 
1. Mai 1982 kein Kindergeld (dementsprechend 
auch keine Erhöhung des Ortszuschlags, keine steu- 
errechtliche Berücksichtigung und Wegfall des An- 
spruchs auf Familienhilfe aus der Krankenversi- 
cherung der Eltern) mehr erhalten, weil die Kinder 
auf einen Ausbildungsplatz warten müssen. 

Da der Petitionsausschuß zu der Auffassung kam, 
daß das geltende Recht in Einzelfällen zu Härten 
führt, wurden die Petitionen der Bundesregierung 
zur Erwägung überwiesen mit dem Ziel, das Anlie- 
gen der Petenten noch einmal zu überprüfen und 
nach Möglichkeiten der Abhilfe zu suchen. Die Ant- 
wort der Bundesregierung auf diesen Beschluß 
stand zur Zeit des Abschlusses dieses Berichts noch 
aus. 


2.14 Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit (BMZ) 

Eine Eingabe hatte die Entwicklungshilfe an Nica- 
ragua im Zusammenhang mit Menschenrechts- 
verletzungen bei der Umsiedlung von Misquito- 
Indianern zum Inhalt. Die Bundesregierung hat in 
ihren Gesprächen mit Vertretern der Regierung Ni- 
caraguas deutlich gemacht, daß die entwicklungspo- 
litische Zusammenarbeit zwischen beiden Staaten 
von der weiteren Gestaltung der Verhältnisse in Ni- 
caragua abhänge. Diese seien letztlich entscheidend 
dafür, ob und in welchem Umfang die Bundesregie- 
rung zu einer friedlichen und sozialen Entwicklung 
in dem von Krisen geschüttelten zentralamerikani- 
schen Bereich beitragen könne. 


2.15 Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau (BMBau) 

Zum Geschäftsbereich des BMBau gingen 1983 mit 
169 erheblich weniger Eingaben ein als im Vorjahr 


(353). Dies ist vor allem darauf zurückzuführen, daß 
sich weniger Petenten, die die Auswirkungen des 2. 
Haushaltsstrukturgesetzes für diesen Geschäftsbe- 
reich bemängeln, an den Petitionsausschuß wand- 
ten. Dennoch lag der Schwerpunkt der Eingaben 
auch 1983 in diesem Bereich. 


2.15.1 Sozialer Wohnungsbau 

In zahlreichen Eingaben wandten sich Petenten ge- 
gen die Forderung einer Fehlbelegungsabgabe nach 
dem Gesetz zum Abbau der Fehlsubventionierung 
und der Mietverzerrung im Wohnungswesen (AF- 
WoG). Insbesondere sahen viele mehrverdienende 
Mieter von Sozialwohnungen in der Einführung ei- 
ner nach Einkommen gestaffelten Ausgleichszah- 
lung eine „Bestrafung der Fleißigen“. 

Dem Anliegen der Petenten konnte nicht entspro- 
chen werden. Die gesetzliche Regelung soll für 
mehr Gerechtigkeit im sozialen Wohnungsbau sor- 
gen und zugleich zusätzliche Mittel für den Woh- 
nungsbau erbringen. Der Ausschuß sah es daher als 
gerechtfertigt an, die Fehlsubventionierung der 
„Mehrverdiener“, die trotz erheblich gestiegener 
Einkommen in ihren Wohnungen verbleiben dür- 
fen, durch Festlegung von Ausgleichszahlungen ab- 
zubauen. 


2.15.2 Wohnungsförderung 

Wie bereits im Berichtszeitraum 1982 richteten sich 
viele Eingaben gegen die Erhöhung der Zinssätze 
für öffentliche Baudarlehen und die Einschränkung 
der Ablösungsmöglichkeiten mit Schuldnachlaß. 

Der Ausschuß konnte auch weiterhin diese Einga- 
ben nicht unterstützen, da das mit dem 2. Haus- 
haltsstrukturgesetz verfolgte Ziel, Einsparungen 
vorzunehmen, fortbesteht und der Ausschuß keine 
Möglichkeit sieht, auf die Aufhebung der Spar- 
beschlüsse hinzuwirken. 


2.15.3 Wohngeld 

Mehrere Petenten wandten sich gegen die Vor- 
schrift des § 41 Abs. 3 Wohngeldgesetz, wonach Al- 
leinstehende, die sich in einem Ausbildungsverhält- 
nis befinden, grundsätzlich von Leistungen nach 
dem Wohngeldgesetz ausgeschlossen sind. 

Der Ausschuß konnte diese Anliegen nicht unter- 
stützen. Der gesetzlichen Regelung liegt die Erwä- 
gung zugrunde, daß die Zahlung von Wohngeld nur 
dann in Betracht kommt, wenn ein dauernder 
Wohnbedarf gesichert werden soll; dagegen werden 
für die Sicherung der Wohnbedürfnisse in zeitlich 
begrenzten Lebenssituationen, wie sie zum Beispiel 
durch Ausbildungsverhältnisse gekennzeichnet 
sind, die speziell dafür vorgesehenen staatlichen 
Hilfen gewährt. 

Für die Ausbildungszeit sind daher ausschließlich 
die Regelungen des Bundesausbildungsförderungs- 
gesetzes und des Arbeitsförderungsgesetzes maßge- 
bend. 
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2.15.4 Einkommenshöhe bei Soziaiwohnungen 

Bei der Ermittlung der Einkommensverhältnisse, 
die für die Erteilung von Wohnberechtigungsschei- 
nen maßgeblich sind, sollen künftig in Berlin zu- 
gunsten der Betroffenen Einkommensminderungen 
berücksichtigt werden, die voraussichtlich erst im 
laufenden Jahr eintreten. Zu dieser Regelung hat 
sich der Senator für Bau- und Wohnungswesen auf- 
grund einer gemeinsamen Initiative der Petitions- 
ausschüsse des Bundestages und des Berliner Ab- 
geordnetenhauses bereiterklärt 

Anlaß hierzu war der bereits im Jahresbericht 1982 
angesprochene Fall einer 64jährigen Berlinerin, die 
nach dem Tode ihres Ehemannes aus Kostengrün- 
den ihre Vier-Zimmer-Wohnung aufgeben und ge- 
gen eine billigere Sozialwohnung tauschen wollte. 
Ihr Arbeitseinkommen lag jedoch über der Einkom- 
mensgrenze für eine Sozialwohnung. Somit erhielt 
sie keinen Berechtigungsschein. Um diesen zu er- 
halten, hätte sie ihr Arbeitsverhältnis aufgeben und 
Altersruhegeld beantragen müssen. Das Altersru- 
hegeld aber hätte nicht ausgereicht, die Miete für 
die Vier-Zimmer-Wohnung zu bezahlen. 

Die beiden Petitionsausschüsse setzten sich des- 
halb in Übereinstimmung mit dem BMBau dafür 
ein, unter entsprechender Auslegung des Gesetzes 
auch Einkommensminderungen zu berücksichti- 
gen, die erst im laufenden Jahr zu erwarten sind. 


2.15.5 Zusammenlegung örtlich zusammenhängender, 
bisher selbständiger Wohneinheiten 

Ein Petent regte an, die Mieten für Sozialwohnun- 
gen einer Wohnungsbaugesellschaft entsprechend 
den Kosten aller Wohnungen, nur gestaffelt nach 
Wohnlage, festzulegen; auf diese Weise könnten 
durch unterschiedliche Baukosten und Förderungs- 
modalitäten bedingte, erhebliche Mietunterschiede 
bei Sozialwohnungen verschiedener Förderungs- 
jahrgänge vermieden werden. 

Die parlamentarische Prüfung hatte ergeben, daß 
die vom Petenten gewünschte Entscheidung bereits 
nach derzeitiger Gesetzeslage möglich ist. Eine Ge- 
setze sänderung ist daher entbehrlich. 

Festzustellen war aber, daß diese Regelung von 
denjenigen Mietern ab gelehnt wurde, die nach der 
Zusammenlegung Mieterhöhungen in Kauf neh- 
men mußten. 

Gemäß § 8 b Abs. 2 Wohnungsbindungsgesetz kön- 
nen demselben Eigentümer gehörende Gebäude 
mit öffentlich geförderten Wohnungen, die bisher 
selbständige Wirtschaftseinheiten bildeten, zu einer 
Wirtschaftseinheit zusammengefaßt werden. Vor- 
aussetzung ist, daß die Gebäude in örtlichem Zu- 
sammenhang stehen und die Wohnungen keine we- 
sentlichen Unterschiede im Wohnwert aufweisen. 
Dadurch sollten die Nachteile beseitigt werden, die 
sich bei einer stufenweisen Förderung eines größe- 
ren Bauvorhabens ergeben, das in mehreren Bau- 
abschnitten durchgeführt wird. Die Zusammenfas- 


sung von Wirtschaftseinheiten kann jedoch im Ein- 
zelfall nur mit Zustimmung des Eigentümers und 
der zuständigen Bewilligungsbehörde erfolgen. 

Auf dieses Verfahren kann der Petitions ausschuß 
keinen Einfluß nehmen. 


2.15.6 Abrechnung der Heiz- und Warmwasserkosten 

Der Petitionsausschuß prüfte die Eingaben mehre- 
rer Petenten, die sich gegen die verbrauchsabhän- 
gige Abrechnung der Heiz- und Warmwasserkosten 
gemäß Heizkostenverordnung vom 23. Februar 1981 
wenden. Für preisgebundenen Wohnraum besteht 
seit dem 1. Juli 1975 eine im Prinzip vergleichbare 
Regelung innerhalb der Neubaumietenverordnung 
1970. Die Petenten beanstandeten insbesondere die 
Verwendung von Heizkostenverteilern nach dem 
Verdunstungsprinzip. 

Nach der Stellungnahme des BMBau liege der Vor- 
teil dieser, bisher ganz überwiegend verwendeten 
Geräte in ihrer einfachen und preisgünstigen In- 
stallation. Überdies sei durch Gutachen belegt, daß 
Heizkostenverteiler nach dem Verdunstungsprinzip 
ebenso wie Wärmezähler oder elektronische Heiz- 
kostenverteiler zur Erfassung des anteiligen Wär- 
meverbrauchs sehr gut geeignet seien. Der Aus- 
schuß schloß sich der Auffassung des BMBau an 
und erklärte die Petitionen als erledigt. 


2.16 Bundesminister für innerdeutsche 
Beziehungen (BMB) 

Zu diesem Geschäftsbereich gingen wie im Vorjahr 
rd. 150 Eingaben ein. Sie betrafen überwiegend 
Fragen der Familienzusammenführung. Weitere 
Schwerpunkte waren Eingaben zu Einschränkun- 
gen im Besuchsreise^erkehr, Inhaftierungen in der 
DDR, Kautionszahlutigen nach Unfällen und Zoll- 
vergehen sowie zum Zwangsumtausch. 


2.16.1 Familienzusammenführung 

Im Jahre 1983 wandten sich rd. 70 Bürger mit dem 
Anliegen an den Ausschuß, die Übersiedlung von 
Familienangehörigen oder Verwandten aus der 
DDR zu fördern. 

Die DDR hat mit Wirkung vom 15. September 1983 
die „Verordnung zur Regelung von Fragen der Fa- 
milienzusammenführung und der Eheschließung 
zwischen Bürgern der Deutschen Demokratischen 
Republik und Ausländern“ erlassen. 

Nach § 12 dieser Verordnung ist über Anträge auf 
Genehmigung „für die Wohnsitzänderung nach dem 
Ausland“ und „auf Zustimmung zur Eheschließung“ 
in der Regel im Verlauf von sechs Monaten zu ent- 
scheiden. Es läßt sich z. Z. noch nicht absehen, wel- 
che Auswirkungen diese Verordnung auf den Ver- 
lauf solcher Verfahren hat. 
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Es ist bedrückend, daß bislang bei Ausreiseanträ- 
gen lange Wartezeiten leider die Regel sind. Dane- 
ben verlieren die Ausreisewilligen häufig ihren Ar- 
beitsplatz oder werden mit weniger qualifizierten 
Arbeiten beschäftigt 

Nach einer Wartezeit von zwei Jahren konnte die 
Verlobte eines Bundesbürgers (Petent) aus der 
DDR nach besonders intensiven Bemühungen aus- 
reisen. Die Verlobte hatte innerhalb von zwei Jah- 
ren neun Anträge auf Besuchsreisen und sieben 
Anträge auf Ausreise gestellt. Nachdem sich die 
Verlobten achtmal auf der Transitstrecke getroffen 
hatten, war dem Petenten die Benutzung der Tran- 
sitwege schließlich untersagt worden. Insgesamt ist 
zu bedauern, daß diejenigen, die Ausreiseanträge 
stellen, wie in den Ländern des Ostblocks, auch in 
der DDR persönliche Benachteiligungen hinneh- 
men und jahrelang auf die Ausreise warten müs- 
sen. 


2.16.2 Besuchsreiseverkehr 

Die mit Wirkung vom 15. Februar 1982 in Kraft ge- 
tretene „Anordnung über Regelung zum Reisever- 
kehr von Bürgern der DDR“ nennt die Fälle, in 
denen „Bürgern der DDR in dringenden Familien- 
angelegenheiten eine Besuchsreise nach nicht-so- 
zialistischen Staaten“ genehmigt werden kann. 

Den Ausschuß erreichten einige Eingaben von Bun- 
desbürgern, die sich für Angehörige in der DDR 
einsetzten. Ihnen war die Ausreise zum Besuch ih- 
rer Verwandten in der Bundesrepublik abgelehnt 
worden, obwohl die o. a. Voraussetzungen Vorlagen. 
Die Bundesregierung hat mitgeteilt, sie versuche, 
diese Fälle gegenüber der DDR-Regierung anzu- 
sprechen. Diese weigere sich indes, sie zur Kennt- 
nis zu nehmen, weil sich die Bundesregierung da- 
mit in die inneren Angelegenheiten der DDR einmi- 
sche. 

In anderen Fällen gingen Eingaben von Bundesbür- 
gern ein, denen die Einreise in die DDR verweigert 
wurde. Häufig handelte es sich hierbei um Peten- 
ten, die vor Erreichen des Rentenalters mit Geneh- 
migung der DDR in die Bundesrepublik übergesie- 
delt waren. Auch in diesen Fällen bat der Ausschuß 
die Bundesregierung, auf eine Änderung der Ent- 
scheidung der DDR-Behörden hinzuwirken. Leider 
hatten die Bemühungen der Bundesregierung bis- 
lang kaum Erfolg. 


2.16.3 Zwangsumtausch 

Eine Reihe von Eingaben befaßte sich mit den er- 
höhten Mindestumtauschsätzen bei Reisen in die 
DDR seit dem 13. Oktober 1980. Die erhöhten Um- 
tauschsätze müssen seit diesem Zeitpunkt auch von 
Rentnern und Jugendlichen gezahlt werden, die 
vorher davon ausgenommen waren. Dies wirkte 
sich insbesondere in Berlin wegen des hohen An- 
teils von Rentnern im Verhältnis zur Gesamtein- 
wohnerzahl besonders negativ aus. 


Der Deutsche Bundestag und die Bundesregierung 
haben zwar ihren Standpunkt hierzu der DDR 
mehrmals deutlich dargelegt. Die Bemühungen um 
eine spürbare Herabsetzung der Zwangsumtausch- 
sätze waren jedoch bisher leider nicht erfolgreich. 
Dies ist den Petenten mitgeteilt worden. 


2.16.4 Haft in der DDR 

Dem Petitionsausschuß liegen Eingaben vor, in de- 
nen Mitbürger sich für die Freilassung von Bundes- 
bürgern verwenden, die in der DDR inhaftiert sind. 
In Härtefällen hat sich der Petitions aus schuß über 
die Betreuung der Inhaftierten durch die Ständige 
Vertretung der Bundesrepublik Deutschland unter- 
richten lassen. Er unterstützt die Bemühungen der 
Bundesregierung um vorzeitige Freilassung der Be- 
troffenen. Die Möglichkeiten der Bundesregierung 
sind allerdings sehr begrenzt. 


2.16.5 Kautionszahlungen 

Auch 1983 beklagten sich Bürger über die unver- 
hältnismäßig hohen Kautiönszahlungen, die sie 
nach schweren Verkehrsunfällen und bei Verstößen 
gegen die Zollvorschriften der DDR leisten mußten, 
um aus der Untersuchungshaft entlassen zu wer- 
den. 

Die Problematik dieser Kautionen ist bereits in den 
Jahresberichten 1981 (Ziffer 2.17.7, S. 28) und 1982 
(Ziffer 2.15.4, S. 22) dargestellt Die Bundesregie- 
rung sieht sich weiterhin nicht in der Lage, den 
Petenten Kautionszahlungen zu erstatten. 


2.16.6 Hilfsmaßnahmen 

Die vom BMB erlassenen „Richtlinien für Hilfs- 
maßnahmen zugunsten von Besuchern aus der 
DDR und Berlin (Ost) sowie Ost- und Südost-Euro- 
pa“ vom 6. Januar 1983 waren Anlaß zu einigen Pe- 
titionen. So hatte ein zuständiges Sozialamt einem 
Antrag, die Überführungskosten eines während des 
Aufenthaltes in der Bundesrepublik Deutschland 
verstorbenen Besuchers aus der DDR zu überneh- 
men, nur eingeschränkt stattgegeben. Nach den o. a. 
Richtlinien wären die Kosten jedoch nahezu in 
voller Höhe durch den BMB zu übernehmen gewe- 
sen. 

Dem Petenten konnte mit dem Hinweis auf diese 
Möglichkeit geholfen werden. 

Hervorzuheben sind eine Reihe rascher Entschei- 
dungen des BMB, z. B. bei der finanziellen Unter- 
stützung eines arbeits- und mittellosen Petenten für 
eine dringende Besuchsreise in die DDR oder bei 
der Bewilligung und Übermittlung eines Hörgerä- 
tes an einen Bewohner der DDR. 


2.16.7 Zusammenarbeit 

Die Zusammenarbeit war, abgesehen von einigen 
verspäteten Unterrichtungen über erfolgte Aussied- 
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lungen, positiv. Der Ausschuß wurde umfassend 
über den jeweiligen Sachstand von Petitionen un- 
terrichtet. 


2.17 Bundesminister für Forschung und 
Technologie (BMFT) 

Die Eingaben zu diesem Geschäftsbereich betrafen 
Entwicklungsvorhaben, die nach der Vorstellung 
der Petenten mit Bundesmittein durch den BMFT 
gefördert werden sollten. 

Der Ausschuß konnte keines der Anliegen unter- 
stützen. 


2.17.1 Förderung der Entwicklung eines 
energiesparenden Heizsystems 

Ein Petent hatte ein Heizsystem entwickelt, das mit 
Hilfe von Sonnenenergie betrieben wird. Das Pro- 
jekt konnte jedoch nicht mit Bundesmitteln geför- 
dert werden. Der Antragsteller hatte den erforderli- 
chen wärmetechnischen Nachweis, der die Energie- 


Bonn, den 15. März 1984 


einsparung belegen sollte, nicht erbracht. So war 
nicht erkennbar, ob dieses System anderen, her- 
kömmlichen Heiztechniken überlegen ist. 

Der Petitionsausschuß konnte das Anliegen daher 
nicht unterstützen. 


2.18 Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft (BMBW) 

Zum Geschäftsbereich des BMBW gingen 128 Ein- 
gaben gegenüber 138 im Vorjahr ein. 

Die Petitionen richteten sich vor allem gegen die 
durch das Haushaltsbegleitgesetz 1983 vorgenom- 
menen Einschränkungen bei der Ausbildungsförde- 
rung. Kritisiert wurden insbesondere die Beschrän- 
kung der Schülerförderung und die Umwandlung 
von Zuschüssen in Darlehen bei Studenten. Unter 
Berücksichtigung der unverändert schwierigen Fi- 
nanzlage des Bundes konnte den Petenten eine 
Aufhebung der vom Deutschen Bundestag erst un- 
längst beschlossenen Regelung nicht in Aussicht 
gestellt werden. 


Frau Berger (Berlin) 

Vorsitzende 
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Anlage 1 


Statistik über die beim Deutschen Bundestag 1983 eingegangenen Petitionen 


A. Aufgliederung der Petitionen 

a) nach Zuständigkeiten 



Gesamt- 

zahl 

1983 

inv.H. 

Gesamt- 

zahl 

1982 

Verän- 

derungen 

01 Bundespräsidialamt 

9 

0,07 

5 

4 - 

4 

02 Deutscher Bundestag 

57 

0,45 

42 

4 - 

15 

03 Bundesrat 

1 

0,01 

— ' 


1 

04 Bundeskanzleramt 

25 

0,20 

16 

4 - 

9 

05 Auswärtiges Amt 

478 

3,81 

391 

+ 

87 

06 Bundesminister des Innern 

888 

7,08 

838 

4 - 

50 

07 Bundesminister der Justiz 

678 

5,40 

530 

4 - 148 

08 Bundesminister der Finanzen 

961 

7,66 

1 177 

- 216 

09 Bundesminister für Wirtschaft 

65 

0,52 

74 

9 

10 Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

269 

2,14 

108 

+ 161 

1 1 Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

2 719 

21,67 

2 973 

- 254 

1 2 Bundesminister für Verkehr 

311 

2,48 

367 

- 56 

1 3 Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen 

253 

2,02 

283 

- 30 

1 4 Bundesminister der Verteidigung 

832 

6,63 

816 


16 

1 5 Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit 

347 

2,76 

618 

- 271 

23 Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

2 

0,01 

13 

- 11 

25 Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau 

169 

1,35 

353 

- 184 

27 Bundesminister für Innerdeutsche Beziehungen 

154 

1,23 

168 

- 14 

30 Bundesminister für Forschung und Technologie 

12 

0,10 

18 

6 

31 Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 

128 

1,02 

138 

- 10 

98 Überweisungen an die Volksvertretung des 
zuständigen Landes 

3 032 

24,00 

3213 

- 181 

99 Sonstige, u. a. zur Beratung im Bundestag ungeeignete 

Petitionen 

1 178 

9,39 

1 452 

- 274 

insgesamt . . . 

12 568 

100,00 

13 593 

-1 025 


b) nach Personen 

1 . natürliche Personen 


a) männlich 

8 017 

63,79 V. H. 

b) weiblich 

3 729 

29,67 V. H. 

2. juristische Personen 



(Organisationen, Verbände) 

300 

2,39 V. H. 

3. Sammelpetitionen*) 

277 

2,20 V. H. 

4. ohne Personenangaben 

248 

1,95 V. H. 

insgesamt 

12 568 

1 00,00 V. H. 


*) mit insgesamt 77668 Unterschriften 

Sammelpetitionen sind Unterschriftensammlungen zum glei- 
chen Anliegen 


c) nach Herkunftsländern 



Gesamt- 

zahl 

in V. H. 

auf 1 Mio. 
der Bevöl- 
kerung des 
Landes*) 

Baden-Württemberg 

1 444 

11,49 

159 

Bayern 

1 286 

10,23 

119 

Berlin 

757 

6,02 

388 

Bremen 

116 

0,92 

163 

Hamburg 

339 

2,70 

199 

Hessen 

1 158 

9,22 

211 

Niedersachsen 

1 468 

11,68 

201 

Nordrhein -Westfalen 

4 423 

35,19 

259 

Rheinland-Pfalz 

626 

4,98 

169 

Saarland 

136 

1,08 

124 

Schleswig-Holstein 

563 

4,48 

217 

DDR 

11 

0,09 


Ausland 

241 

1,92 


insgesamt . . . 

12 568 

100,00 



*) Zahl der Eingaben je 1 Mio. Einwohner des Landes 
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B. Art der Erledigung der Petitionen 

Gesamtzahl der behandelten Petitionen 1 2 681 

Aus formalen Gründen nicht inhaltlich geprüft: 

1 schwebende oder abgeschlossene Gerichtsverfahren . 1 200 

2 keine neuen Tatsachen oder Beweismittel gegenüber 

früheren erledigten Eingaben 99 

3 Meinungsäußerungen, ohne Anschrift, anonym, 

verworren, beleidigend, usw 606 

4 Überweisung an die Volksvertretung des zuständigen 

Landes 3 012 4917 

Inhaltlich vom Bundestag geprüft (= 1 00 v. H.) 7 764 


Davon: 

1 Erledigung durch Rat, Auskunft, Verweisung, 

Materialübersendung usw 5 016 64,61 v. H. 

2 Dem Anliegen wurde entsprochen 910 11,72v. H. 

3 Dem Anliegen wurde nicht entsprochen 1 486 19,14 v.H. 

4 Überweisung an die Bundesregierung 

a) zur Berücksichtigung 22 0,28 v. H. 

b) zur Erwägung 22 0,28 v. H. 

c) als Material 247 3,18 v.H. 

d) zur Kenntnis 40 0,51 v. H. 

5 Überweisung an den Präsidenten 

des Deutschen Bundestages 2 0,03 v. H. 

6 Überweisung an die Fraktionen des Deutschen 

Bundestages zur Kenntnis 3 0,04 v.H. 

7 Überweisung an das Europäische Parlament 

zur Kenntnis 4 — v.H. 

8 Durch frühere, in anderem Zusammenhang gefaßte 

Beschlüsse des Bundestages gegenstandslos geworden 1 6 0,21 v. H. 


insgesamt ... 7 764 100,00 v. H. 
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C. Gesamtstand der Petitionen (1 . bis 10. Wahlperiode) 
In Klammern: Masseneingaben*) 


27 200 


33 000 


29 559 


29 993 





(303 798) 


(553 956) 

1 . Wahlperiode 


2. Wahlperiode 


3. Wahlperiode 


4. Wahlperiode 

(1.9. 1949 


(6.9. 1953 


(6. 10. 1957 


(17. 10. 1961 

bis 5. 9. 1953) 


bis 5. 10. 1957) 


bis 16. 10. 1961) 


bis 17. 10. 1965) 





22 882 


911 


49 204 


48 846 

(44 265) 




(205 631) 


(184 000) 

6. Wahlperiode 


Zeit zwischen 

6. und 7. 
Wahlperiode 


7. Wahlperiode 


8. Wahlperiode 

(20. 10. 1969 


(23. 9. 1972 


(13.12.1972 


(14. 12. 1976 

bis 22. 9. 1972) 


bis 12. 12. 1972) 


bis 13. 12. 1976) 


bis 3. 11. 1980) 


9 215 **) 


10. Wahlperiode 

(29.3. 1983 
bis 31. 12. 1983) 


Anmerkungen: *) Masseneingaben sind Einzelpetitionen in größerer Zahl zu demselben Anliegen. 

**) Davon sind 934 Eingaben Bitten zur Bundesgesetzgebung = 10,1 v. H. 


23 232 

(10 174) 

5. Wahlperiode 

(18. 10. 1965 
bis 19. 10. 1969) 


29 749 


9. Wahlperiode 

(4. 11.1980 
bis 28. 3. 1983) 
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Anlage 2 

Verzeichnis der Mitglieder des Petitionsausschusses des Deutschen Bundestages (10. Wahiperiode) 

(Stand: 31 . Dezember 1983) 

Vorsitzende: Abg. Frau Berger (Berlin) CDU/CSU 
Stellv. Vorsitzender: Abg. Meininghaus, SPD 


Fraktion 

Ordentliche Mitglieder 

Stellvertretende Mitglieder 

CDU/CSU 

Frau Berger (Berlin) 

Dr. Becker (Frankfurt) 


Dr. Göhner, Obmann 

Brunner 


Haungs 

Keller 


Hedrich 

Repnik 


Jagoda 

Rode (Wietzen) 


Linsmeier 

Schemken 


Frau Männle, stv. Obmann 

von Schmude 


Pesch 

Schreiber 


Saurin 

Schulhoff 


Scheu 

Schulze (Berlin) 


Schlottmann 

Seehofer 


Schmidbauer 

Seesing 


Schneider (Idar-Oberstein) 

Uldall 


Frau Will-Feld 

Weiß 


SPD 

Frau Fuchs (Verl) 

Bachmaier 


Miller (Lübeck) 

Delorme 


Kirschner, Obmann 

Ibrügger 


Kühbacher 

Jansen 


Meininghaus 

Klein (Dieburg) 


Müntefering 

Lohmann (Witten) 


Peter (Kassel), stv. Obmann 

Dr. Emmerlich 


Reuter 

Schreiner 


Vahlberg 

Fischer (Osthofen) 


Wartenberg (Berlin) 

Weinhofer 


von der Wiesche 

Wimmer (Neuötting) 


FDP 

Neuhausen, Obmann 

Dr. Rumpf, stv. Obmann 

Paintner 

Dr. Solms 

DIE GRÜNEN 

Frau Nickels, Obmann 

Frau Dr. Bard, stv. Obmann 

Krizsan 

Frau Reetz 
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Anlage 3 


Organisationsübersicht des Büros des Petitionsausschusses 


Leiter: 

MinDirig Dr. Schick 
Vertreter: MinR Viethen 


I 

Sekretariat des 

I 

Referat Pet 1 

I 

Referat Pet 2 

I 

Referat Pet 3 

Referat Pet 4 

Petitionsausschusses 

Ausschußsekretär: 

AA, BMI, BMV, 

BMF, BMWi, BMVg, 

BMA (Soziales), 

BMA (Arbeit), 

BMBau, BMB, BMFT 

BMZ, BPräs, BT, BR 

BMJFG, BMBW 

BMJ, BMP, BML, BK 

MinR Massengeil 

RDir Kremser 

MinR Viethen 

RDir Lohmeier 

RDir Meindl 

Vertreter: 

Vertreter: 

Vertreter: 

Vertreter: 

Vertreter: 

VAe Jordan 

RR z. A. Schreiter 

RR z. A. Eising 

RDir Ehrenheim 

RR z. A. Dreyling 
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Anlage 4 

Petitionsausschüsse der Bundesländer 


stand: 31. 12. 1983 

Land 

Anschrift 


Vorsitzende 

Baden-Württemberg 

Landtag von Baden-Württemberg 
Petitionsausschuß 

Haus des Landtages 

Konrad-Adenauer-Straße 3 

7000 Stuttgart 1 

Vors.: 

Vertr.: 

Buggle 

Brechtken 

CDU 

SPD 

Bayern 

Bayerischer Landtag 

Vors.: 

Klasen 

SPD 


Ausschuß für Eingaben und Beschwerden 
Maximilianeum 

8000 München 85 

Vertr.: 

Ritter 

CSU 

Berlin 

Abgeordnetenhaus von Berlin 

Vors.: 

Ulrich 

SPD 


Petitionsausschuß 

John-F.-Kennedy-Platz 

Rathaus 

1000 Berlin 62 

Vertr.: 

Bode 

CDU 

Bremen 

Bremische Bürgerschaft 

Vors.: 

Pflugradt 

CDU 


Petitionsausschuß 

Haus der Bürgerschaft 

Am Markt 

2800 Bremen 1 

Vertr.: 

Frau Lenz 

SPD 

Hamburg 

Bürgerschaft der Freien und Hansestadt 

Vors.: 

Kruse 

CDU 


Hamburg 

Eingabenausschuß 

Rathaus 

Postfach 100902 

2000 Hamburg 1 

Schriftf.: 

Peters 

SPD 

Hessen 

Hessischer Landtag 

Vors.: 

Frau Seitz 

CDU 


Petitionsausschuß 

Schloßplatz 1 

6200 Wiesbaden 1 

Vertr.: 

Leinbach 

SPD 

Niedersachsen 

Der Landtag von Niedersachsen hat keinen Petitionsausschuß eingesetzt, 
weist die Petitionen an die zuständigen Fachausschüsse 

Adresse: 

Niedersächsischer Landtag 

Hinrich-Wilhelm-Kopf-Platz 1 

Postfach 4407 

3000 Hannover 1 

sondern über- 

Nordrhein-Westfalen 

Landtag Nordrhein-Westfalen 

Vors.: 

Loos 

CDU 


Petitionsausschuß 

Haus des Landtages 

Postfach 1 1 43 

4000 Düsseldorf 

Vertr.: 

Rohe 

SPD 
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noch Anlage 4 

Land 

Anschrift 


Vorsitzende 


Rheinland-Pfalz 

Landtag Rheinland-Pfalz 

a) Petitionsausschuß 

Deutschhausplatz 12 

6500 Mainz 

b) Bürgerbeauftragter 

Mittlere Bleiche 61 

6500 Mainz 

Vors.: Mallmann 

Vertr.: Fink 

Dr. Johann-Baptist Rösler 

CDU 

SPD 

Saarland 

Landtag des Saarlandes 

Vors.: 

Sahner 

SPD 


Ausschuß für Eingaben 

Hindenburgstraße 7 

Postfach 1 1 88 

6600 Saarbrücken 

Vertr.: 

Groß 

CDU 

Schleswig-Holstein 

Schleswig-Holsteinischer Landtag 
Eingabenausschuß 

Landeshaus 

2300 Kiel 1 

Vors.: 

Johna 

SPD 
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Anlage 5 


Regelungen im Grundgesetz zum Petitionsrecht 


Artikel 17 

Jedermann hat das Recht, sich einzeln oder in 
Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit Bitten 
oder Beschwerden an die zuständigen Stellen und 
an die Volksvertretung zu wenden. 

Artikel 17 a Abs. 1 

Gesetze über Wehrdienst und Ersatzdienst kön- 
nen bestimmen, daß für die Angehörigen der Streit- 
kräfte und des Ersatzdienstes während der Zeit des 
Wehr- oder Ersatzdienstes das Grundrecht, seine 
Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern 
und zu verbreiten (Artikel 5 Abs. 1 Satz 1 erster 


Halbsatz), das Grundrecht der Versammlungsfrei- 
heit (Artikel 8) und das Petitionsrecht (Artikel 17), 
soweit es das Recht gewährt, Bitten oder Beschwer- 
den in Gemeinschaft mit anderen vorzubringen, 
eingeschränkt werden. 

Artikel 45c 

(1) Der Bundestag bestellt einen Petitionsaus- 
schuß, dem die Behandlung der nach Artikel 17 an 
den Bundestag gerichteten Bitten und Beschwer- 
den obliegt. 

(2) Die Befugnisse des Ausschusses zur Überprü- 
fung von Beschwerden regelt ein Bundesgesetz. 
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Anlage 6 


Gesetz über die Befugnisse des Petitionsausschusses des Deutschen Bundestages 
(Gesetz nach Artikei 45 c des Grundgesetzes) 

Vom 19. Juli 1975 (BGBl. I S. 1921) 


§1 

Zur Vorbereitung von Beschlüssen über Be- 
schwerden nach Artikel 17 des Grundgesetzes ha- 
ben die Bundesregierung und die Behörden des 
Bundes dem Petitionsausschuß des Deutschen Bun- 
destages Akten vorzulegen, Auskunft zu erteilen 
und Zutritt zu ihren Einrichtungen zu gestatten. 


§2 

Für die bundesunmittelbaren Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
gilt § 1 entsprechend in dem Umfang, in dem sie der 
Aufsicht der Bundesregierung unterstehen. 


§3 

(1) Aktenvorlage, Auskunft sowie der Zutritt zu 
Einrichtungen dürfen nur verweigert werden, wenn 
der Vorgang nach einem Gesetz geheimgehalten 
werden muß oder sonstige zwingende Geheimhal- 
tungsgründe bestehen. 

(2) Über die Verweigerung entscheidet die zustän- 
dige oberste Aufsichtsbehörde des Bundes. Die Ent- 
scheidung ist zu begründen. 

§4 

Der Petitionsausschuß ist berechtigt, den Peten- 
ten, Zeugen und Sachverständige anzuhören. 


§5 

Der Petent, Zeugen und Sachverständige, die vom 
Ausschuß geladen worden sind, werden entspre- 
chend dem Gesetz über die Entschädigung von Zeu- 
gen und Sachverständigen in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 1. Oktober 1969 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1756), geändert durch Artikel 6 des Ge- 
setzes zur Entlastung der Landgerichte und zur 
Vereinfachung des gerichtlichen Protokolls vom 
20. Dezember 1974 (Bundesgesetzbl. I S. 3651), ent- 
schädigt. 

§6 

Der Petitionsausschuß kann nach Maßgabe der 
Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages die 
Ausübung seiner Befugnisse nach diesem Gesetz 
im Einzelfall auf eines oder mehrere seiner Mitglie- 
der übertragen. 

§7 

Gerichte und Verwaltungsbehörden sind ver- 
pflichtet, dem Petitionsausschuß und den von ihm 
beauftragten Mitgliedern Amtshilfe zu leisten. 

§8 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§9 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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